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Der- vorliegende Entwurf eines Arbeitsberichtes ist im Auftrag desverkehrsclub der schweiz (vcs) entstanden. Er ist alsDiskussionsgrundlage über di9' Ifagen der europäischen rntegrationim Bereich verkehr gedacht. Politische Entscheide sollen darnitnicht vorr^regqenommen werden 
"Die Ausführungen. zeigen, dass die entscheidenden Fragen imverkehrsberei-ch im Zusammenhang rnit der europäi""nä"= rntegrationnicht primär von einern besrimmfen seitriii;;;;;;;rJ"(arr*i"t;;;;E[tlR-Beitritt, EU-Beitritt) abhängig sind, sond.ern siän bereitsheute beim vom schweizer vol_k g"r;aÄrte., Ärr"i.rqä"g-in vorterschärfe manifestieren. Ebenso deutlich wird "iän[6utl aass oiezentral-en umweltaspekte im Zusammenhang mit den v"iränr von der EUnur.aufgenommen.werden, r^renn es der scÄweiz geringl, eine kr;;; --

Position zu beziehen. in diesem sinne =t"rrt die Annahme derAlpeninitiative.einen grossen segen dar: trDas verstockte Bergvolk
\?llt. Europa ein stück voranbriigen" (Der spiegel-ö/rcsa, seite12L) .

I""!t,Meinung des Autors reicht es aber nicht aus, eine klarePosition zugunsten der umwertfragen im Zusammenhäng rnit demverkehr zu beziehgr" Es gilt aueh verschiedene op[i"""" zubeachten, die sich vor allem an der Frage des stätlenwertes der28-Tonnen-Limite kristatlisieren, aber äuch unterschiedliche
Massnahmen zur Lösung der Urnwel-tfragen einschli"r="., und vonunterschiedlichen fnteressen getragän werden. Die Gedankengänge,die zu dieser Einsicht führtei, moien vielleicht nicnt ganzeinfach sein- Der Autor hofft äueri au"u die Lesertnnen sich denueberlegunqen zumindest teilweise anschliessen rctinnän. Dabei sindaufgrund der recht hohen Komplexität der Thernatik und derhektischen Dynamik der ereigäisse Fehleinschätzungen keineswegsausg'eschlossen. Ars Autor erachte ich es ars unabäingnar, dasJalle kritischen Bemerkungen und Ergänzungen geprüft üerden. htennder vorliegende Berichtsäntwurf zu-einer vertiefenden oiskussionüb95. die_ europäische_ rntegrat,ion im Verkehrsbereich führt, dieschriesslich einen klaren stett-ungsbezug in aei s-nwierigänpolitischen Auseinandersetzung erfrogtic6t, so hat er seiien Zweckerfü11t.

Bern, L2. März I9g4
Ruedi Meier
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Die europäische rntegration spiert für das Leben in der schweizeine zunehmend-wichtigere Rotle. Dabei stehen für die schweizgrundsätzlich drei.wege offen: _Alleingang, Beitritt EtilR, BeitrittEU. Je nach szenario sind für die schüeiä auf zeniiareLebensbereiche (Dernokratie, üIirtschaft, umwelt ushr. ) unter-schiedliche Auswirkungen zu vermuten. oi"r giit-äiiänrall-s auchfür den Verkehr.

rm vorliegrenden Arbeitsbericht geht es darum, dieunterschiedlichen Auswirkungen äer drei szenärien Alleingang, E[vR-bzw- EU-Beitritt zu untersuöhen. Allerdings ,irJ oänäi derAlleingang zum vornherein in den Vordeigrüno gerticki, da mitdi-esem lileg inzwischen bereits eine g"ri"u" Erfahrung besteht. vonseiten der EU liegen berei-ts erste üntwürfe für einv-erhandlungsangebot vor. Die schweiz muss - sel_bst bei einemAbruch der anstehenden bilateralen verhandrungen - konkreteAntqrorten zu zentral gestellten Fraqen der EU und seiner Nachbarenfinden. Neben dern Anal-yseteil werdei für die weiterÄrntegrationspolitik der schweiz aus sicht des verkehrs
Handlungsempf ehlungen formul iert .

Mit der Ablehnung des El,rlR-vertrages am 6. Dezemb er L992 hat dieschweiz, zumindest vorderhand, dän Alleinga"g gä"änii. Nach wievor steht aber ein Beitritt der Schweiz zür üuiopäischen union(EU) offen. Dies kommt u,a. in Verlautbarungen der EU, aber auchdes Bundesrates zum Ausdruck. Auch ein Beitiitt 
""*-gwn kann nochnicht.vö11i9 abgeschrieben werden: so ist eine rnitiati"ä na"öiö,die einen ElilR-Beitritt verlangt. Dj-es dürfte allerdinqs nur einrealistischer_ !{eq sein, hrenn äin reit der skandinavischen Länder(Finnland, schweden oder Norwegen) oder oesterreich im nwnverbleiben. Dabei wird sich diä situation im Laufe der nächstenMonate klären.

Die_Analyse der Szenarien trAlleingangt' bzw. rrEUTEWprr ist nichteinfach- Es tsird deshalb einleiteäa äin methodisches Konzeptvorgestell-t, das die wichtigsten Einflussfaktoren auf die üirt-schaftl-iche Entwicklung bzw. die Verkehrsentwicfiunq-mit ihrenUmweltauswirkungen umfasst (Kapitel Z).
Anschliessend folgen einige Fakten zum Verkehrsbereich in der EUbzw- in der schweiz und die Entwicktunqsaussichten ixapitef 3)l-
ni" zukünftigen Regelungen im verkehrsbereich sind recht schwierigabzuschät'zen- Es wird hierzu auf die bisher bekannten programme
der EU -eingegangen (Kapitel 4) , und die wichtigsten neqerüngen fürden Verkehrsbereich luerden dargestel_lt.
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rn fünften Kapitel wird die schweizerische verkehrspolitik rnitihren wichtigiten Abweichungen zur EU kurz umrissen.

Dem hohen Stellenwert des eingeschlagenen Alleinganges entspre-
chend wird in.mehreren Kapitern (ab Kapiter 6) nächiung getiagen:
Es wird auf die Posi-tion der EU eingegän9€n, wie sie ifr
Memorandumsentwurf zum Ausdruck kommt. Damit lässt si_ch eine ersteAbschätzung der weiteren Folgen des Arreinganges vornehmen.

Nur kurz werden di-e szenarien ElvR- bzw. EU-Beitritt behandelt.
Abschliessend wird der Versuch unternommen, erste
schlussfolgerungen aufgrund der angestelrten untersuchungen
vorzunehmen' wobei nit aller Deutlichkeit auf den noch vörläufigenCharakter hinzuweisen ist,
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Die Zusammenhänge zhtischen unterschiedliche rntegrati-onsszenarj-en(Alleingäng, 
. EhtR-Beitritt, Eu-Beitritt) und derverkehrsenthricklung mit den spezifischän umvreltauswirkungen sindkompleT (Vergleiche dazu schema L). Es ist sänwi;;i;; denspezifischen Einfluss eines rntegrationsszenarios zü'isotieren unddarzustetlen, da weitere wicht,igä Rahmenbedi;il;;"n-wie etwa dieRegelungen im GATT oder nationaie Massnahmen 6inäurornmen. htreiterist eine recht.qrosse Dynamik der EU zü reacfrten: Eine Abschätzung

_{gr_wirkungen ist nicht aufqrund des status quo vorzunehmen,Vielrnehr sind rnögliche negelungen der EU in den nacnsten Jahren z\berücksichtigen.

Neben den rechtlichen Rahmenbedingungen ist die faktisehe Ent-wicklung zu beachten: Bei der verfenisentwict<i""q-ilä"aelt es sichum- eine abgeleitete Nachfrage. Dies heisst, dass das Ver-kehrsaufkommen und die Auswirkungen auf diÄ umwelt i* r"="r.rtlichendurch wirtschaftl-iche und qesetlichaftliche Faktoren nitUeAin;i ----

ii"q. Beispielsweise spielän die Arbeitsteiru;g; äi;Produktivitätsentwicklung, die verkehrsnachrrafä, aber auchunternehmensentscheide auf der wirtschaftlichei nn"". einewichtige Rolle. Auf der gesel-lschaftrichen Ebene sind es dasMobil-itätsverhalten, wel-ähe die Verkehrsentwi"ri""q starr ne-einflussen.

Die [rlirtschaftsentwick].ung wird wiederurn von internationalbedingten wirtschaftl-ichen und technischen Rahrnenbedingungenbeeinflusst. rm Vordergrund stehen die internationale
wettbewerbslage und die technische Entrnricklung.

Die politischen Entscheidungen der EU und der schweiz werden inunterschiedlicher hleise durch vielfältige rnteressen geprägt. Sostehen für die EU die wirtschaftlichen Fragen im zusammänhäng mitdern Verkehr klar im Vordergund. Die unweltprobleme aufgrund äesanfarlenden verkehrs in dei schweiz werden primar ais'schweizerisches problem vrestanden. rn der schweiz ist dieBetroffenheit zum vornherein grösser. Die wirtschaftlichen Aspektemüssen zwingend mit den wirtsöhaftlichen Fragen verknüpft weräen.Dementsprechend spielen die rnteressenskoarifionen einä wicrrligä -und gegenüber der EU - eine andere Rolle.
rm folgenden wird versucht, auf einige wichtige Bereicheeinzugehen, um den Einfluss unterschiedlicher-
rntegrationsszenarien auf die verkehrsentwicklung rnit denUmweltfolgen aufzuzeigen und Handlungsstrategien-darzulegen. Eswird.explizit auf dj-e Durchführung vön quantitativen szenarienverzichtet. Nur teilweise können äinzetrie quantitative
Abschätzungen vorqenommen werden. Auf beste-hende quantitative
Berechnungen wird - soweit nötig - eingegangen. E; ist auch nicht
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nög1ich, im Rahmen der vorl-iegenden Arbeit alle Bereiche ingleicher Dichte abzudecken..lätztlich gärrt es darum, einigewichtigre Handlungsmöglichkeiten rtii-äei-verkehrsbereich
auf zuzeielen.

ohne zweifel- wird damit nur ein Teilsegment der ThematikrrEuropäj-sche Integration Schw.i?" äfgÄää"ft. Allfälligeschtussfolgerungen aus dem Bereicn väir"ni-ro"""r-äürän eineübergeordnete sicht zumindest stark rerativiJa-;";ä;;. rn di_esemsi-nne sterlen 9i: y"lriegenden unäträü"nq"r, nur einen Mosaiksteinin einen wesentlich kornpiexeren FlvzzLe dar.

Fazit
Es ist kein feichtes unterfangen, die Auswirkungen der rntegra_tionsszenarien_Alleingang bzw. EhtR- oder EU-Beitritt zu erfassen.Neben den Einfr-üssen der-unterschiedr-ichen optionän 

-spielen
mindestens s"^g9yi-chtige andere rechtli-che nährnenbedingungen, aberauch wirtschaftl-iche und technische Pakioren eine wichtige RoIle.Eine fsol-ation der verschiedenen a=p"ttÄ lässt sich nurannäherungsweise realisieren. lmrneriin sina ä"tör";a-'einer Analyseder Entwicklung..der vergangenen Jahre und mögliänei zukunftstrendseiniqe Rückschrüsse zu fewinnen, die zu gut begründetenHandlungsempfehlungen führen können.
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3.1 Stellenwert des Verkehrsbereiches

3.1.1 Wertschöpfung und Beschäftigung in der EU

Die [v-ertschöpfung des verkehrs- und Transportbereiches beträgt inder EU rund 7-8 ? des Bruttosoziarprodürtä=. nunä-slä r,rirrionenPersonen sind in diesem Berej-ch beächäftigt. s"ii i6io haben dj_eDienstl-eistungen irn Güterverkehr um ianrricrr z,s-z-und imPersonenverkehr um 3,1 z zuqenomm€il, während das durchschnittlicheWirtschaftswachstum ä,0 ? netrug.r
seit 1980 hat vor allem der Güterverkehr stark zuqenommen. Es istein lrlachstum von 70 ? der Tonnenkilometer festzustellen. DerPersonenverkehr ist ebenfalrs stark angrewachsen. Der Frugverkehrweist eine zunahme von 79 z aus. Hinq-!Än stagniert derSchiffsverkehr seit den 8oer Jahren.

rm Einzelnen ist auf forgende Beschäftigungsstruktur in den EU_Ländern hinzuweisen:

Tabelle l-: Beschäfti-gungsstruktur in der EU nach verkehrsträgern
Verkehrsträger Beschäftigung in der EU (in 1o0o Arbeitsplätze)
Ei-senbahnen
Binnenschiffahrt
Strasse und andere

Landverkehrsträger
Seeschiffahrt
Luftverkehr

Total 5567.8

Quel-Ie: Die zukünftige Entwicklung der gemeinsamenverkehrspolit,iklcesarntkonzept für die sänartung 
"ir,"=Gemeinschaftsrahmens für geieinvertr'qliche Mobilität. Für einebedarfsgerechte und auf oäuer tragbar6 u"orriial-iviizs 08/s2/DERev. 1) .

rn der EU komrnt ein bedeutender Fahrzeugbau hinzu, der zu denwichtigsten rndustriezweigen der Gemeinichaft gehört. rnsgesamtsind es 2,9 Mio. Erwerbsp6rsonen. rn der Automobilbranche sind es

1 Koski-nnen, IgT"i, rransport policy in European union - situationin November 1993, Economiä errair ei.rÄl Brusser-s
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al-l-eine knapp 2 Mio. Beschäftigte. Hinter derNahrungsmittelindustrie ist der Fahrzeugbau die zweitwichtigsteIndustriebranche.

Insgesamt spielt der Verkehrsbereich für das wirtschaftliche Lebeneine zentrale Ro1le. Die rnteressen sind denn auch starkorganisiert.

3-I-2. Wertschöpfung und Beschäftigung der Transportbranche in der
Schweiz

Die Wertschöpfung im Transport- und Verkehrsbereich beträgt in derSchweiz 23'72I Mio. Fr. (Stand 1991). Der Antei1 amBruttosozialprodukt beträgt 7,L Z. rn der gesamten Verkehrsbranchesind 2L9'1,oo Personen beschäftigt, was einäm Anteil von 4,2 zentspricht. Rund 100'000 Personen sind allein für den öffentlichen
Verkehr tätig. Über 1o0'oo0 Personen sind für den privatverkehr,
das Garageqenwerbe, Transportleistungen und Touristik
beschäftigt.2

htrirtschaftlich betrachtet ist der Verkehr in der Schweiz ebensowichtig wie in den EU-Ländern. Der öffentliche und dertouristische Verkehr haben al-lerdings einen höheren Stellenwert.

3. 1. 3. Verkehrsinfrastruktur

zur zeit sind über das strassen- bzw. das schienennetz der EU-
Länder keine fundierten zahren verfügbar (2.8. Anzahl km pro Kopf
oder Hektar). fmmerhin ist bekannt, dass die fnvestitionen in dieVerkehrsinfrastrukturen irn Zeitraum von 1-975 bis 1980 in Europa
von Lr5 auf L,2 ? gemessen am Bruttoinlandprodukt zurückgingen. fn
den 80er Jahren wurde dieser Rückgang gestoppt, so dass der-
Investitionsanteil bei gut einem prozent laq.3
fn der Schtrreiz betragen die Verkehrsinfrastrukturinvestitionen
rund 1r5 bis 2 ? des Bruttosozialproduktes. rn den vergranqenen
Jahren weisen sie eine steigende Tendenz auf. Dabei verfügt die
Schweiz bereits über ei-nes der dichtesten Autobahn- sowie das
dichteste Schienennetz in Europa. Die Schweiz ist irn VerhäItnis ztr
den EG-Ländern, insbesondere zu den Randgebieten, mit einer
hochwertigen Infrastruktur ausqestattet.

2 Arbeitsgemeinschaft Brugger, Hanser und Partner, Ecosens
AG/IPSO, L993, + Um$reltrelevante Auswirkungen des europäischen
Integrationsprozesses auf den fndustrie- und
Dienstl-eistungsstandort Schweiz - Methodische Vorstudie, Zürich
1,993
3 ECNT fnvestment Banks and Transport fnfrastructure in ECNT
Countries in the 1-980's ECNT/CN 9, Kapitel 4
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3.I.4. Die Organisation des Verkehrs

Die Bahnen in der EU sind in der Reget öffentrich-rechtlichorganisigrt, wobei in praktisch arlän Ländern Bemühungen zuPrivatisierunqen laufen. Daneben bestehen in den EU-Ländern,ähnlich wie in der schweiz, zahrreiche privatbahnen irnöffentlichen Besitz, die auf Linien von regionaler und lokaler
Bedeutung verkehren.

Das Transportgewerbe ist in den nördrichen EU-staaten starkkonzentriert. Grössere Firmen verfügen über eine gute Tnfra-struktur und ausgiebaute logistische Funktionen. Hingegen ist dieTransportbranche in den südlichen Ländern kleinbetriebticnstrukturiert. t-2 Lastwagen pro Betrieb sind die Regel. Die un-terschiedliche Betrj-ebsstruktur des Transportgewernäs hat auf dieEU-Transportpolitik grosse Auswirkungen.

rn der schweiz fehlt der Fahrzeugbau für privatwagen gänzlich.
Hingegen ist er für Lasthragen, vör alfem aber für den öffentlichenVerkehr von recht grosser Bedeutung. Entsprechend isL auch eineaktive Lobby vorhanden.

Das Transportgewerbe besteht aus kleinen, nittleren und wenigengrossen Betrieben, wobei die kl-eineren und rnittleren eetrieb6politisch recht einffussreich sind.
Beim motorisierten rndividualverkehr spielen die rmporteurepolitisch eine äusserst wichtige Ro]le. Sie sind in-einem Kartetl
zusammengeschlossen. Die Kartellrenten werden auf rund 3ooMillionen Franken pro Jahr geschätzt. Ein ansehnlicher Teil davondürfte direkt in politische Propaganda ftiessen. Vor allem abersind die Medien in einem hohen l,taise von den Autoimporteuren
abhängig.

fnsgesamt spielt in der Schweiz der öffentliche Verkehr eine
wichtigere Roll-e als in den meisten EU-Ländern. Die politische
Macht des Transportgewerbes, vor allem aber der Importeure darfnicht unterschätzt werden.
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3.2 Entwicklung der einzelnen Verkehrsträger

Tabell-e 2: Entwicklung Verkehr EU - Schweiz

EU

1,970 1990

Personenverkehr
in ?-Anteilen

CH

-Mrv
-OeV

Schiene
Busse

-Strasse
-Schiene

100?

762

L0Z
r1-,72

50,
27,

l_003

792

I970

100?

7eZ

16 t9Z
3 trz

1990

l_oo?

8l-.9?

6 t62
8 tgz

sz
4Z

6z
8Z

73 ,22
3 ,22

Güterverkehr
Prozentual-e Anteile aufgrund der Tonnenkilometer

69,
15,

33,
55'

l-z
2Z

48,
4L,

1Z
ez

Quelle:
a.a.o.,

Die künfgigg Entwicktung der gemeinsamen Verkehrspolitik,S. 1l-ff .,. Litra: Der öffenttiche Verkehr 1993

rn der Taberle 2 ist die Verkehrsentwicklung der EU bzw. derScht'reiz in prozentualen Anteilen aufgeführtl Es zeigt sich fol-gendes Bild:

Bein Personenverkehr nimmt sowohl in der EU wie auch in derschweiz der motori-sierte rndividualverkehr einen zentralenstellenwert ein. Der Anteil motorisierter rndividuaLverkehr istdabei in der EU leicht stärker gestiegen.
Die tr{achstumsraten sind aber in beidei tärrd"rn, soweit sich diesaufgrund der mangelhaften schweizerischen Statistik feststellen1ässt(4), nit 2,7 ? pro Jahr praktisch gleich ausgerält_en.

Der öffentliche verkehr spielt sich in der EU weniger auf derschiene ats rnit Bussen oder mit cars ab. rn der schweiz-ist di";;;Anteil geringer, wobei sowohl in der EU a1s auch in der schweizder Anteil öffentl_icher Verkehr qesunken ist.

4 V-erwal-tungsintern wird zur zeit über Differenzen von plus/minus2o bis 30 z bezüqLich der verkehrsentwicklung diskutiert.
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rm Güterverkehr nimmt die Strasse ebenfalls in beiden Ländern

"il"_ wichtige Rotle ein. Dabei j-st der Anteil in der EU teichtsLärker angestiegen (+j,9,3 z) at_s in der schweiz lirs a1. rn derEU war der Anteir der schiene bereits im Jahre Lgro relativgering. Er ist bis 1990 auf L5,4 ? abgesunken. Der Schienenanteilist in der schweiz noch stärker zurgcf,gegangen ats in der EU (-L4t7 ? gegenüber L2'4 Z), der relative-A;tell ist aber noch höher.
Es gilt zu beachten, dass vor all-ern die Schiffahrt in der EU mitca 10 z, aber. auch die_ pipelines mit rund 5 eo, einen ,i"ntig"rä"Stel-lenwert einnimnt als in der Schwei_2.

Eine spezielle_Roll-e spielt in der schwej-z der Transitverkehr: Bis1980 wurde er fast voll-umfänglich auf der schiene abgewickelt. Miider Eröffnung des Gotthard-sirassentunnels hat sich äerGüterverkehr massiv auf di-e strasse verlagert. Es werden pro Tagca l-2oo Lastwagen gezählt, während die cütertransporte auf derSchiene in jüngster Zeit sogar abnehmen.

Der strassengüterverkehr wäre ohne die 2g-Tonnen-Limite fürT,asthtagren rund fünfmal grösser. Dieser Verkehr wird zur Zeit überden Brenner und teilweise über den Mont cenis umgeleitet.

3.3. Die Umweltbelastungen durch den Verkehr

sowohl in der EU a1s auch in der schweiz verursacht der verkehrbedeutende ümweltbelastungen. rm vordergrund stehen der hoheEnergieanteil- (ca 30 ? dei Gesamtenergeiverbrauchs), dieBodenbeanspruchung (ca 2-3 ? der cesaütträche nzw.'io - 50 g dersiedlungsfläche), enorme Luft- sowie Lärmbelastunqen. FestgelegteGrenzwerte werden für die einzelnen umwertbereich6 massivüberschritten.5

rn jüngster Zeit sind Schätzungen über die externen Kosten desVerkehrs vorgenommen worden. Ea zeigt sich dabei folgendes Bild:
Für die schweiz werden offiziell Lt2o4 Mio Fr. für denindividuellen personenverkehr sowie 474 Mio Fr. für denGüterverkehr auf der Strasse an externen Kosten ausgewie-sen. Der schienenverkehr weist insgesamt 121 Mio Fr. ex-terne Kosten auf . Die externen trtutäen werden mit 50 MioFr. beziffert.6

5 Meier R.
Neuorienti
6 cVF Beri_
1993

, umweltgerechte verkehrsabgaben - vorschläge für eineerunq, Chur/Zürich 1993
cht 3/93, Grundragen zur Kostenwahrheit im verkehr, Bern
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Die externen Kostenschätzungen sind äusserst zurückhartendberechnet worden. rnsbesondäre sind nur wenige rakCärenberücksichtigt (unfallkosten, Teile der Lärm6e1ästigrrg",und Gebäudeschäden aufgrrund der Luftberastungen). Die'schätzungen des Verkehiscl-ub der schwei_z (vcs1 iina rund 5bis 10mal höher.7.
Gemäss einer Berechnung von T+E hrerden sie drei bis vier Marhöher eingeschätuzt (8) .

Für die EU bestehen bisher keine offizielLen Berechnungen.Hingegen liegen schätzungen für einzelne Länder vor.

3.4. Zukünftige Entwicklung - Trendszenario

rn der EU wird davon ausqegangen, dass ohne weitere Massnahmen derTrend in den kommenden Jähien anharten wird. Es wira- rnit ili;;"ä;;lilachstumsraten gerechnet :

- Personenverkehr Strasse + Z-3 g pro Jahr- Güterverkehr Strasse + 2-3 ? bro Jahr
Die htrertschöpfung im verkehr sol-r sich im sogenannten Trend-szenario (BAU - Business as usual) wie folgt entwickeln:

L993 bis 20L0 plus 4 ? bein Güterverkehr
I beirn Bahntransport sowie
? beim Flugpersonenverkehr

Die Zunahmen liegen sornit über den wachstumsstei gerungen desBruttosoz i alproduktes .

Für die schweiz bestehen szenarien vom Dienst für Gesamtverkehrs-fragen, die mit den lrlachstumsraten der EG weitgehend deckungs-gleich sind. sie unterscheiden allerdings noch nicht zwiscnän aenverschiedenen Integrationsszenarien

rn der neuesten Analyse gelangt das st. GaLler Zentrum für Zu-kunftsforschung (sczz) bezügti"!. Alteingang bzw. Eu-Beit,iiti-1"n7997) zu folgenden schätzungen für die fransportbrancheg:

7 Schneider B., Vernehmlassung des VCS , J.ggAI Studie des Europäischen Verbandes für Verkehr & Urnwelt (T&E),Herzogenbuchsee l_993.
9 ?e zz, Branchenszenarien für die schweiz - Alleingang vs. EG-Beitritt, St. Gat_l_en j,gg4

2
3
4

3
7
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Tabelle 3: szenarien für die Transportbranche (TVT)

Veränderungen pro Jahr J,ggz 2000 in prozent

Alleingang EU-Beitritt IggT
[Vertschöpfung
Produktivität
Erwerbstätiqe

Tabelle 4: Szenarien für Transportbranche
Absolute Angaben in Mio sFr.

1r53 Z
L,65 Z
-o,L2 z

1- ,47 Z
L,59 Z
-0119 z

Wertschöpfung
Produktivität
Erwerbstätige

Alleingang
L992 2000

1_g ' 612 27t 934
9L'O93 tO3'324

215'300 2r2'2BI

EU-Beitritt L997
L992 2000

rgr 63,2 22r I38
9t' o93 103'833

2I5r 300 2I3r 208

Im

Die Beschäftigungsunterschiede aufgrund der szenarien sind gering(unter 1- e"). Dabei können aufgrund der vorliege;J; Äusführüng"n-die gernachten Annahmen nicht firitisch gewürdift wäroän.

Die vorlj-egenden Analysen lassen nicht auf die unterschiedlichenAuswirkungen in urnweltbereich schliessen. Entsprechende Ergebnissesind j-n Rahmen dgs schwerpunktprogrammes umwelt zu er$rarten. rnjedem FaI1 ist.die.geringäre wärtächöpfung bzw. produktivität ündErwerbstätigkeit nicht unbedingt mit äinei geringeren
umweltbelastung gleichzusetzen. vielrnehr rnüssen äie
Anpassunqsmechanismen recht detailriert beachtet werden. rmVordergrund stehen etwa:

Anpassung de? hragenparks: Ein alter wagenpark ist nithöheren Umweltbelastungen verbunden
Durchsetzvng der Umweltstandards
fndividuelles Fahrverhalten
AusLastung der Fahrzeuqe
Lösung der Transitfrage

Diese Abschätzungen sollten unbedingt durchgeführt werden.Kapitel 6 ff. wird ein erster versuch unternommen.
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Fazit
rn den letzten Jahren hat sich der verkehr in der EU und in derschweiz weitgehend gleich entwickelt. oie strasse hat gegenüberdern öffentrichen verkehr an Anteilen gewonnen. Die zuwachsratensind in der EU praktisch greich wie ii-äer schweiz. Der verkehrist in der EU und in d.er Schweiz ein-zentrales umweltprobrem.
Gewisse unterschiede lassen sich bei der verkehrsinfrastrukturfeststell-en. Die schweiz verfügt über eines der bestausgebautenVerkehrsnetze. rn den letzten Jahren sind i* v"rgiäiän zur EG nachwie vor höhere Investitionen getätigt woraen.

Der Anteir der schiene ist in der schweiz etwas ausgeprägter, inden EU-Ländern spielen die Busse und die carbetriebä äinä 
-gröu"är"

Rol1e.

Die neuesten szenarien zum Arleingang bzw. EU-Beitritt weisenbezüglich produktivität, htertschöffufrg und nrwerbstätig. .rü,geringe unterschiede aui. Ebenfal-is dilrfte der Einf luss auf dieumwertauswirkungen gering sein. Entspqechende Berechnungen liegenzur zeit' noch nicht vor. viel- entschäidender sind andere Faktoren(Anpassung litagenpark, umweltstandards). Es gilt är=o-o", Fragenachzugehen, inwiefern diese Faktoren'=r"r,rii"""nnÄ"gig sindl-
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4.1,. Fortschrittliche programme in der nU

Bereits mit der Gründung der Europäischen wj-rtschaftsgerneinschaft(Etvc) im Jahre Lssz ist-eine ansiäntserklärunq 
";il;;ten einergemeinsamen verkehrspolitik (Art . 74 a"= e".i.,dungsvertrages)abgegeben toorden- Mit der rtEinheitlichen EraropäiJcnen Akter' (EEA)vom 28 - Februar r.e86, sind die ziele und die ä"ä;;aüg derVerkehrspotitik akzentuj_ert worden.

Mit dern lileissbuch über die vollendung des Binnenmarktes aus demJahre i-985 wurde zudem versucht, die"veixenrsporiiir dereuropäischen Gemeinschaft weiter zu konkretisieren und vor allemauf der vollzugsebene zum Durchbruch zu verhelfen. Darin wird dieverkehrswirtschaft a1s Teil der vier Grundfreiheiten im eeräi"n--Personen-, Diens_tr-eistungs-, Güter- und Kapitarveir<ähr gesehen.Die gemeinsame Verkehrspöritir sterri nichl einen selbstzweck dar,sondern sie wird in den Dienst der europäischenwirtschaftsintegration gestellt. rm voräergrund stehen einhöchstrnöglicher geneinsämer htettbewerb 
"o*i" "i"; 

-gä*"ir",r.*"
Verkehrsinf rastruktur-pol itik . 1 o
Den umweltfragen ist mit dem vertrag von Maastricht zusätzlichRechnung getragen worden.

4.L.L Grundsätze der EU-Verkehrspolitik
Die wichtigsten Grundsätze der EU-verkehrsporitik sind in denRömer Verträgen wie folgt festgelegt worden:

gleiche wettbewerbsbedj.ngungen für al1e verkehrsarten und -träger
finanziell-e Autonomie der verkehrsunternehmungenDispositionsfreiheit der Verkehrsunternehrnung6nfreie Waht der Verkehrsmittel
Abstimmung der rnvestitionen in die verkehrsinfrastrukturzwischen den EU-Mitgliedern

4.1.2. Erneuerungen im Vertrag von Maastricht
rm unionsvertrag von Maastricht, der am l-. November 1-9g3 in Kraftgesetzt wurde, sind auch für den Verkehrsbereich einige Neuerungenfestgehalten - so hat die Europäische unio" 

"Äü" rotnpät*nr"t, irnBereich der verkehrss j-cherheil erhalten. Zudem wird aiä s"naFr.rrrg

l-0 Lendi Martin, verkehrsrecht, in rrschriften zum Europarecht, dieEuropaverträglichkeit des schweizerischen Rechtstt, schindl_e, ä. --
u.a., Hrsg. (Zürich) J"99O, Sej_te 3Ogff .
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von transeuropäischen hrsnetz en explizitVertrag aufgeführt. Das europäische ParlamentVerkehrspolitik ein grösseres Gewicht. GemässUnionsvertrages so1l in Zukunft das parlament
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als Aufgabe im
erhäIt in der
Artikel 189c des
rnitwirkendeinbezogen werden.

Bemerkenswert j-st zudem die stärkere Beachtung der umwel-tfragen irnZusammenhang rnit dem Verkehr. so publizierte irn pebruar 1992 dieKommission ein Grünpapier zum rheira verkehr und umwelt.1r_
rn-diesern Papier werden wichtige Grundsätze für eine umfassendeund breit.abgestützte verkehrspolitik mit ihren oroioqischenFolgen skizziert. Die wichtigsten asperte können wie forgt zu_sammengefasst werden:

Für all-e verkehrsträger sollen weitgehende und abgestimmteUmweltstandards erlassen werdenumweltverträgliche verkehrsträger sol]en wettbewerbsfähigerwerden. Die Ziersetzungen aer Etaoilisieruü-ä;; co2_Ausstosses ist auch in der verkehrspotitik äu verrolgen.Die sicherheit beirn Transport gefährlicher Güter ist zuerhöhen
Es sind marktwirtschaftriche Anreize zu schaffen undurnweltabgaben sind ei-nzuführen, um umweltschonende Transportund verkehrsträger zu fördern ünd die rnt;;;;ti;i"d;t ää;- -externen Kosten über die verkehrspreise sicnÄirrr=t"rr".r.Die .Forschung und Entwicklung zugü;sten umwertverträgricher Transporttechnologien irn geieich Energieverbrauch undVerkehrsmanagement sind zu fördern.Die rnformationen zuhanden der Konsumenten zugunsten einesumweltverträglichen Verkehrs- und Kaufverhaltens sind zuverbessern.

4-r-3- weisspapier für die zukünftige Verkehrsporitik
rm Dezember 1992 hat die Kornmission ein weisspapier zur ver_kehrspolitik veröffentricht.5 Darin wird aie äiärset-ung einernachhaltigen Mobilität unterstrichen. Die Linien aes crunbuchesrrVerkehr und Umweltr werden fortgeführt.
Folgende Schwerpunkte werden dabei gesetzt:

Das Funktionieren des internen Marktes solr verbessertwerden.

l-i_ Greenpaper on the irnpact of transport on theenvironment/economical strategy ror äustenable mobility, con46 final, 2A February Lgg2.
L2 The future development of the common transport policy / agrobal approach to the construction of a comrnünity'iiameworksystemable mobirity, coM (g2j 494 finar, 2 December J,gg2

(e2)

for a
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Es sind transeuropäische verkehrsnetze zu schaffen,insbesondere ist der regionare Äüsgreicrr zu verbessern.Die Möglichkeiten von cienzwertä"-äugunsten einer verbes-serten Umwelt sind strikte anzustreben.Die verkehrssicherheit ist für ;i1; verkehrsträger zu för-dern.
rm Bereich der sozial- und Arbeitsmarktbestimnungen sindMassnahmen zu erqreifen.
Die Beziehungen mit orittländern ausserhalb der EU sind zuverstärken.

rm Juni 1993 akzeptierte der Ministerrat der verkehrsnini-ster dasweissbuch für einä nachhaltige I'{obiiiläi. Zudem wurde von derKommission verlangt, einen kiaren rafiipian für die Realisierunglder einzel-nen Massnahmen vorzuregen. oi" Kommission erhiert denAuftrag, das vorgelegte programm regelmässig .,ri-äär, neuestenstand zu bringen und den Rat über die absic6ten und diePrioritätensetzung regerrnässig zu iniormieren.

4 -r - 4 - Dauerhafte und umweltgerechLe Entwicklung
Die verkehrsträger werden auch im Bericht für eine dauerhafte undumweltgerechte Entwicklung der EU behandelt.
Für die Bereiche rnfrastrukturen, Fahrzeuge und Kraftstoffe sowieVerbrauchergewohnheiten werden die notw".räiq"n r"sirü*ente inzeitlicher Hinsi-cht und für die .r"r="niÄdenen Ebenen definiert.l-3Der Tabelle 4 tMassnahmen/rnstrumente in der EU für denVerkehrsberei-chtt ist ein überbr-ick zu entnehmen.

l-3 rnt. Bfatt der Europäischen Gemeinschaft, c r3B, 36. Jahrgang,L7. Mai l_993, S. 36
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Tabe].le 4: ltassnahüen/rnstrumente der EU in der Verkehrspolitik

l{asEnahnen bLs
zun,tahr 2000

fnstrunente

a) fnfrastruklur Flächennutzungsplanung Wplnrrastruktur.lnv6stl!Lonen! Strukturfond6EttidtLscher Nahverkehr, elnricfrfu-nqä - -"--
zun ctlterunschlag, VerbegseruRgder Bahn-DLeRatlelslundeh -cllterverkehr, sinnenscüitiahrt/seeverkehr

Anlastungdertiegekosten glra6Een6teuernund
verschiedene
Fornen von StraBsengebühren

rortlauf ende technische u.ro.#f;",inuf nuo"n
Rechtavorschrlften von Dahrzeugen
.Abgas unal Idmenisslonen _

. Kraf tatof f verbrauch,
Lelstung, Recycling.Entaorgung von-leiLän

Steuerllche
zusamen'etzuns il;tt'"
und Verbrauch -steuertichevon I(raftstoffen AnreLze.aLternatlve .Recbtavor_
Kraftsloffe, achrlftensaubere Kraftstoffe

.voll6tändlger tbergang zu unver_Dleteen Benzin bis zum Jahr 2OOO.Infomatlon und .lteallenkanpagnen fort_schulunq der Au- Tenpo- unätofahrer iü ltin- and;re natariel]eblick auf eine
ration€llere ' Beschr'lnkungen

Fahrzeugnutzungr

200 0
1995

Mltgliedgtaaten (l,ts)/Länder (L)
I!'SlLB+EU

zeltrahnen

L994

Iaufend

Akteure

MSlEU

Indus!rle/EU

L/tts+
EG+NRO

2000 LBIMS+EG
+Ver
kehrsbe-
hörden
LB+lts+
Allge-
neinheit

b) Fahrzeuge

)Verbraucher-
gewohnheLten

2000

2000

bls 199s

200 0

1 995

us+Ec
Industr.le

US+EU

EG+US

.Verbegserung der
öffentLlchenAol-

Lektlven ver'
kehrsn.lttel

.Abgchreckungs-
nassnahnen geqen
Strassenverkehr
in den StÄdten

.Entwicklung öko-
nonlscher und

steuerllcher cebilhren

Investltionen,
FlCichennutzunqs-
pIäne

.ceblhren, hohe
Parkgebithren

car-sharlngt

bls
1995

Fazit
Di*_EU verfügt lyf progrrammatischer Ebene über weiLgehende vor-stellungen, um die verkehrs- und umweltprobl-eme anzügehen. Für dieLänderebene und die Regionen verbr-eiben ein 

"ä"nt--g"ä*u",Handlungsspielraum- Für eine umureltgerechte verkehispolitik be-stehen zahl_reiche Anknüpfungspunkte]
Allerdings ist die umselzunq nocn nicht sehr weitvorangeschritten.

Die wichtigsten Regelungen
Verkehrsarten

4.2

bls
1995

der EU für die einzelnen

4 . 2 " 3-. Strassentransport für Güter

Für den Güterverkehr hat die EU das Zie1, alle Beschränkungen desMarktzutrittes sowie Kontingentierungen aufzuheben. Ebenfa11ssollen die Arbeitsmarktbedingungen (ÄrbeirÄ";ii;;;-ausbirdü"öf füralle Länder angeglichen urerdän. -oie neuen wettbewerbsregeln sollenbis 1' Januar L9Ö8 in Kraft gesetzt werden. Bei schwerwiegendenregionalen probremen oder un,fteicng"riäht"n auf den
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Verkehrsmärkten sind Abweichungen der vorgesehenen RegelungenmögIich.14

a) Einführunq der Kabotage bis 199g

Transporte in Dritträndern :g1+gl nögrich werden (sogenannteKabotage) - Dabei 1st die definiti""-Ftäigabe der Kabotage auf den1- Juli 199s vorgesehen. Bis zu diesem zäitpu"xi ,ä"ä""Kontingente erteil-t, die schrittweise .u :o z erhöht werden. 1_gg4wird rnit 30'ooo Kabotage-eewilriil;;;";estartet.

b) Besteuerung und finanzier-re Belastung des Güterverkehrs
Verkehrsabgaben: Erste Etappe bis LggZrm Juni L993 wurde vorn verkährsministerrat grundsätzr_ich be_schlossen, dass der Güterverkehr seine Kosten (das heisst diewege- und die externen Kosten) zu tragen hat, indem eineKombination von Minerarölsteuärn, lt"iöitahrzeugsteuern,Strassenzölfen und Benutzergebürrien eingeführt werden solr. Derdefinitive Beschluss ist vofr ncofin-näl-i* ortorär-iggt gefät'tworden.r-5 Die Harmonisierung der verkehrsabgaben, derMotorfahrzeugsteuer, sind naän Gewicht und aähsen festgelegt.Dabei sind zwischen o und ?2g Ecu vorgesehen. Der Ansatz von o Ecukommt nur für. Lastwagen mit weni-ger ri=- rz ronnen Gewicht bzw. L6Tonnen Gewicht bei 3 Achsen in Fiage. Die sätze liegen dabeileicht unter den weten wie sie für-die-Ächr,reiz gelten (vergleichedazu Kapitel 5).
Die rnfrastrukturabgaben können aufgrund der Distanzen oder derzeitrichen Beanspruähung der strassän erhoben werden.
rnsbesondere sind forgende zörle bzw. Benutzungsabgaben zuge-lassen:

- Für Brücken, Tunners und pass-strassen, aber keineDiskriminierung nach Nationalität, üt=pr"ng oder Zierverkehr.Kontrollen an den Grenzen sollten wenn-rnogiicn .r"rnita"rt werden.- Registrierte Fahrzeuge j-n einem r.ana ronnen für die Benutzungaller strassen eine einrnalige Benutzungsabgabe bezahten.
_ lie Abgaben haben in einem verhältniÄ zu den Kosten derfnfrastrukturen zu stehen.

L4 council Regulation No . 391,6/9o of 2L December l-990 and measuresto be taken in the event of crisis in the market in the carriageof goods by road.
L5 council directive.3,993/89 EEc, 25 october 1993 and applicatj_onby member states of taxes'on certain vehicres ü"Äa-iä, tn"carri-age.of goods by roads and posts and charges for the use ofcertain infrastructures.
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- Die maximalen B-enutzungsabgaben dürfen höchstens 1250 Ecubetragen. Dieses Maximum sori alre zwei Jahre überprüft werden,erstmals I99Z -

1'997 solI ein Bericht über den voflzug der Zör1e und strassen-benutzungsabgaben vorgelegt werden, wönei aer verxärrrsentwicklungund der technologischän nntwict<t.t.rö n""nnung zu tragen ist
Zwei oder mehr.Mitgliedständer können auf ihrem Gebiet Benut-zungsabgaben einführen. so haben irn Juni _1gg3 Belgien, Dänemark,Deutschrand, Luxemburg und die Niederränoe beschrössen, dass sieab 1995 eine Benutzungs-schwerverkehrsabgabe einführen. sie wirdfür alle immatrikutieiten aber auch für alre ausrändischenFahrzeuge gelten- Di" _Abgabe wird mindestens zso ECU bis maximalr25o ECU betragen. Zudem ist eine Tagespauschale von 6 Ecuvorgesehen. Dle Einnahmen werden genÄss-einem vertÄirschlüsselunter die einzelnen Länder verteiit.
Die Benutzungsabgaben soll-en in ein harmonisiertes, unionsweitesAbgabesystem überführt werden. Neben den rnfrastruktur-angabenso]len externe Kosten einbezogen werden. Erste Vorschl_äge dazusollen vor 1997 von der xornmitsion dem Rat präsentieil werden.

4. 2. 2. Personentransport

Der internationafe Personentransport ist ebenfalls liberalisiertworden. Grundsätzl-ich ist der Personentransport in Bussen über dieGrenzen hinweg frei(16), wobei vorläufig noärr gewisse crenzenbestehen. übe; eine'ganäriche Liberatisierung sol1 im Rat am 1.Januar L99z per Mehrheitsentscheid abgesti_mmi. werden.

4-2-3- weitere Regelungen für den strassenverkehr
a) Regelungen zur Verkehrssicherheit

Es bestehen verschiedene Regelungen zur Verkehrssicherheit (L7) z

Massnahmen zur verbesserung des Verkehrsverhartens
Entwickrung der strassenveikehrsinfrastruktur und der
Fahrzeugtechnologie
Effizientere Rettungsmassnahmen zugunsten von Verkehrsop-fern bei unfällen
Maximal zulässiger Alkoholgehalt im BIut

L6 Council Regulation (EEC) No. 684/92 of l-6 March Lggz on commonroutes of the international carriage of passengers by coach andbus.
J-7 Report of the high l-evel expert group for European policy forroad safety, February J,99t
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rn der EU sind in den r-etzten Jahren 50'000 personen pro Jahrtödtich verunfall-t und 1-,5 Mio. wurden verl-etzt. ns wird mit einervermi-nderunq des Bruttosozialprodukte* rror, 70 Milliarden ECU proJahr qerechnet- rm Jahre 1995 soll- ein europäisches iahr für jungeAutofahrerinnen und -fahrer stattfinden. Ebenfal]s sindBestrebungen im Gang, die statistischen Auswertungen überverkehrsunfälle zu verbessern. Der r'laastricha:t;;ü;äg enthäIt neudi-e Grundlage für Massnahmen zur verkehrssicherheit.

b) strassentransport nit gefährlichen Gütern
Es besteht ein vorschr-ag zur Erfassung gefährricher Güter irnstrassenverkehr-l-8 rnsbäsondere besteÄen vorschriften über dieAusgestaltung von Tanks. Die fnkraft-Setzung sol_1 bis Ende dereoer Jahre stattfinden. Die Länder haben diä Mdiicnreite;,_---weiW"ehende Vorschriften zu erlassen.

.4j5-)

c) Geschwindigkeitsbeschränkungen für den Güterverkehr
Für Lastkraftwagen bestehen Geschwindigkeitsbegrenzungren, diezwischen ]-994 und Lgg6 eingeführt werdän sollen. Dabei tiegen diewerte zwischen 85 km/h bi-s maximal 100 krnlh.19

d) Verbrauchsstandards

Folgt noch: Unterlagien fehlen noch.

e) Regelung der Mineralölsteuern
Am l-. 'Januar L993 sind folqende minimale Abgaben auf Benzin undDiesel festgelegt worden:

245 EcU/Looo Liter für Diesel (Zo)
337 ECU/1OOO Liter für verbl_eites Benzin
287 ECU/LOAO Liter für unverbleites Benzin

18 The puzzle for a councj-l directive on the approxirnation of thel-aws of member states with regard to the transport of dangerousgoods by road. CON (93) 294 final_ , 24 November J_gg3L9 councit- directive g2/6/EF,c of io February Lggz on theinstarlation and. use of'. speed rirnitation devices for certaincategories of motor vehicles in the Cornmunity20 umrechnungsfaktor: r- ECU = L,7 schweizer Franken
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Für Griechenland und Luxernburg sind die Fristen für die Einführungauf J'995 festgelegt worden. eieichzeiiiq können in diesen Länderntiefere Sätze gewäntt werden

Die Maximarsätze deder EU betragen rund das Doppelte (noch genauerabklären) - Die schweizer tuineraiörsiÄüern befinden sich somit amoberen Ende des Spektrums der EU-Ansätze.

f) Mehrwertsteuer

Die rninimare Mehrwertsteuer beträgt i_5 z (schweiz 6.5a). Dabeiwerden Fahrzeuge und verkehrsleis{,ung"n *i.,g;$hi";;;".

q) Geplante CO2 Energieabgabe

Es besteht die Absicht, eine kombinierte co2/Energieabgabe ein-zuführen. Bis zum Jahr 2000 würde das Benzin bzw. -oer Diese] mitrund 10 Rp./l zusätzlich bel_astet.

h) Schienenverkehr
'---"- &, *r"n rk{.?lAn l-. Januar L993 trat erirreprivater und öffentlicher Gesellschaften infolgende ZieLe verfolgt:

&,1./e, / ll s4*/a4Ztr/

den Eisenbahnverkehr
Kraft. Dabei werden

3ffi "Iä::tF,2?52i:W.'n"äü-Wskeitfff ,t;:"m"tuf-!)L,t/äQ,a!?-,7,^Es sind gesunde Fiäanzstrukturen r,,' uärtrrten. &-4*'"*, k .,l?/-Ä r i:-Der Betrieb der rnfrastrukturen solr vom eigerriti"h"nBahnbetrieb getrennt werden. Dabei wird di;-;;pärateRechenführung als obrigatorisch erklärt. oie oigänisatori_sche und institutioner-le Trennung wird ars opii6" n"-zeichnet.
Der Zugang zum Eisenbahnnetz sol I öffentli_chen und pri-vatenEisenbahngesellschaften of fens tehen. fnsbesondere i st dergrenzüberschreitende Bahnverkehr von einer Gesellschaft in einanderes Land vorgesehen.
Die Bahngesel lschaften haben die Richtlinien in den näch_sten Jahren umzusetzen. Zudem besteht die Absicht, in dennächsten 8 Jahren weitergehende Harmonisierungen desSchienentransportnetzes vorzunehmen. So werden technischeAbstimmungen, der generelle Zuqang zu den Schieneninfra-strukturen, Fragen des grenzüberschreitenden personen- undGüterverkehrs sowie den für di a Berechnung der Infra-strukturkosten ins ASS

dt"t/(" /f6^'&/, n-r&zör*1

b' &a'/ &+ /(n^e,/
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i) Kombinierter Verkehr

rn den letzten Jahren hat die EU dem konbinierten Verkehr einengrösseren stell-enwert beigemessen. so sollen in den nächsten fünfJahren Projekte des kombinierten verkehrs finanzie]l unterstütztwerden. Ebenfalrs werden Machbarkeitsstudien ri"i"ri"rt.
fn diesem Zusammenhang spielen die Abkommen mit Oesterrreich undder Schwei z eine wichtige Rolle. So ist im schweizerischenTransitvertrag ein ganzes Bündel von Ausbauschritten(Umladestationen, Terminals, Schienenkapazitäten)vorgesehen. I*+ €u-

zusätzliche
ft-,"&-z *-u /e-a-f

4.2.5. fnfrastruktur-politik der EU

rm Jahre 1990 hat die Kornmission einen Bericht über die trans-europäischen Verkehrsnetze pubtiziert. ( 2t_ )

Damit wird das zieL verfolgt, die verschiedenen verkehrsinfra-strukturen und verkehrsträger besser aufeinanaer anzustimmen. sosollen technische standardÄ der strassen-, der schienen- und derwasserwege harmonisiert werden. Ebenfalls werden elektroni_scheverkehrsleitsysteme_vorgeschlagen und der Austausch von Daten sol'verbessert werden. Gemäss einei verordnung der europäi_schenKommission vom Februar Lgg2 können verkehisprojekte-.ron
europäischem rnteresse definiert werden.22 Dabei erhalten dieseProjekte gemäss der 'rDeclaration of European rnterestr (DEr) nichtunbedingt finanzielle unterstützung der Ünion. xonkiet sind dar1ndrei verschiedene Verkehrsarten en[.ha]-ten:

rnfrastrukturanlagen für den kombinierten verkehr: Bis zumJahre 2oo5 soll der kornbinierte verkehr etabl-iert werden.vor all-em.für rängere Distanzen si-nd damit die Transportezu bewältigen.
rnfrastru]<furanlagen für die lvasserschiffahrt: Es werden Yspezifische Prj-oritäten für verschiedene werke festgelegt.rnfrastrukturanlagen für den rnotorisierten v"ir.än": dieKommission schlägt dem Rat vor, die nationalen iocnlei_stungsstrassen besser zusammenzuschlieru"". -oäUäi solrenl.2'ooo km neue Hochleistungsstrassen in den nacnsten roJahren gebaut werden.
fn absehbarer Zeit sind zudem Richtlini

lY@t

21 Towards transeuropean Networks: for the community actionprogramme, CON (l-990) 585 final, IO December 199022 Proposal for a councit regulation (EEc) introducing adeclaration of European interest to facirät" inä-ä=läfri=hment oftranseuropean networks in the transport domain Cor,r-igll 15 ii;.i;24 February r992r äs amended by coN (93) 115 final,'19 April Lgg3.
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leistungseisenbahnnetz zu erhrarten.
Die Netze des kombinierten Verkehrs sorlen rnit den Eisenbahn-Hochleistungsnetzen verknüpft r""o"r,. Ebenfarrs stehenRichtlinien für die nluginära=truriur in Aussicnl.

Aus dem Fonds für regionaren Ausgleich (Kohäsionsfonds), der 15Mia Franken bis rggg erhärt, könien eiojerte in Griechenrand,rrland, Portugal und spanien unterstütz[ werden. rn einem rechthohen Ausmass werden oäuei. verkehrspioj"rt" wie Autobahnengefördert, die aus urnweltsicht probi"*äii""h sind. Teilweisefehlen sogar umfassende umweltvärtägrli"nr"it*p;üf;";;.

Unterstützung der transeuropäischen Netze

fm weissbuch ItDtachstum, Drlettbewerbsfähigkeit, Beschäftigungr, (23)werden die transeuropäischen Netze nenaiaett. Bis 1999 sorlen fürden verkehrsbereich lzo ura. ECU dafür eingese-rl ,ära"".
rn bestimmten Färren ist eine Finanzierung von 90 ? durch die EUvorgesehen. Als Auswahrkriterien gelten die gerneinscrrartl-ichenrnteressen (u.a. grenzüberschreitände verrinäü"qä;l-Äipen_übergänge, schnittstellen des Verkehrs, -Randlage) 

.

Vorderhand sind 26 Grossprojekte ausgewählt worden, die ei-nerGesamtinvestition von ez-Mrä. Ecu "tt{=pi""hen. oazü gehören:

9a )-

y'"/n^alEz
Brennertransversare (Eisenbahnverbindung über die Amit t-o Mrd. Ecu
Eisenbahnverbi ndung Rotterdam-Italien (Kostenschät bisfz /4',ffi

ß>e-/ ß*n
zur Schweizer Grenze 9,6 Mrd. ECU)

zk/Hochgeschr^rindi gkeitszug Lyon-Turin (6,2 Mrd. ECU)

Vor allem j-n den Randlagen kommen weitere Autobahnprojekte hinzu.

4.2.6. Flugverkehr: ZivilluftfahrL
Der Ministerrat hat irn Juni rgg2 Massnahmen zur Liberalisierungdes Luftverkehrs beschlossen. Dabei bleibt es den einzel_nenstaaten vorbehalten, bei massiven Marktungleichgewicnten zu in-tervenieren. rm wesenttichen werden der Märktzufang sowie dieLanderechte geregelt.

3 Kornmission EG, htachstum, htettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung _rarrsforderungen. d"{ Gegenwart_ und ltege ins 21- . Jahrhundert,j-ssbuch, Bulletin der Ec, Beilage u/6;

/1n*7, hD4-^-- kpUt h^t 33 Vq kt]<t r?,2"
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Fazit
rn den letzten Jahren hat die EU-verkehrspolitik erhebricheFortschritte in richtung oekologie erzierl. Relativ hohe standardsim Bereich Energie und Ümwelt, Si"herrr.it"norschriften, aber auchverkehrsabgaben sind durchgesetzt worden. Bei den verkerrrsangäüänwird den einzernen Ländern-ein recht gi;=u", spietraumzugestanden.
rnsbesondere wird spezierlen Gegebenheiten (2.n. Alpenraum)Rechnung getragen. liteitergehendä Lösungen können rearisiertwerden. rn den vereinbarungen mit oestärrreich und der schweiz(Transitvertrag) sind rechf weitgehÄr,ä.-n"g"lungen festgelegtworden.

Zudem ist ej-ne bemerkenswerte Dynamik zu beachten: Auf Lggz so]lenweitere Anpassungen vorgenommen werden.

Fortgeschritten ist auch die unterstützung von verkehrsprojekten.so so]Ien die trpg!_lP"rglinge Mont cenis ('g,a urd. Eaül und derBrenner (1-o Mrd. Ecu) weitgehend von der EU übernommen werden.
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5.1. Die grundsätzliche Ausri.chtung

Die Grundsätze der schweizerischen Verkehrsordnung sind hrei_testgehend identisch nit den Bestinrnungen der EU. so stehtebenfalls die freie t,llahl der verkehrsrnitter für den Güter- und denPersonenverkehr irn-vordergrund. Es zeigte sich aenn auch im Rahmender E!{R- bzw. Eurorex-nistussionen, aiÄs nur rerativ wenigeAnpassungen im verkehrsbereich vorgenommen werden müssen, um dieEurokompatibilität zu erreichen
Die programmatische Ausrichtung der schweizerischen verkehrspo-litik ist irn Bericht über aie ieji"räiü"planung J,ss3 r-eesdargestellt. (24) Darin heissr es] dass dl;-B;är[iöü"g des Ver_kehrszuwachses durch Vermeidur-tg vor", ,rrrrrÄtig"* t;;k;hr sowie vonurnlagerung von motorisiertem strassenverkehr auf andere ver_kehrsnitter zu erreichen sei. Es müsse verstärkt eine ökologischorientierte Marktwirtschaft angestreni werden. primär wird dazudie Revision der verkehrsabgabÄn und die Förderung desöffentlichen verkehrs vorgeÄchlagen. z; den massgebenden projektenwerden Bahn 2ooo, d.er Bau ei-ner ieu"n Eisenbahn/Äutobahn_Transversale' di: Fertigstellung des trtaii"""iri'rä"=""""t=es unddie Bewälligy"g der pro6reme im-agqiomerationsverkehr gezährt.zudem soll die schweizerische verfiänrsporitir< in-ään europaischenRahmen eingebettet werden.

Mit den Entscheiden vom 20. Februar L994 ist die bundesrätlicheVerkehrspolitik weitgehend bestätigt, roia"n. Mit der Annahme derAlpeninitiative ist Äin weiterführändes El_ement hinzugefügtworden

5'2. Anpassungen: Eurokompatibilität in Rahmen von swisslex
Nach der Ablehnung des EI,rIR wurden verschiedene Anpassungen deseidgenössischen värkehrsrechts *ro"g"rä**"r, un aiä Eurokompati-bilität zu erreichen:

Bundesbeschl-uss über die Anderung des strassenverkehrsgesetzes
Mit der Anderung des strassenverkehrsgesetzes sind verschiedenetechnische Anforderungen an die rahrzäuge sowie Masse und Gewichteder_Fahrzeuge g.e1ä:: äem aqui "o**rt*,riäir" üür;;;;än worden. rmvordergrund steht die zulassung von Kühlfahrzeugen mit einer

24 Bericht üb:!^die Legislaturplanung Lgg3 rgss vom 25 . NIärz3,992, Seite 96f f .
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Höchstbreite von 2.60 rn. Zudem sind Längenmasse z.B. Anhängerzüqevon 18-35 m statt i-B m den EG-Richtliniän angepasst worden.
Bau- und Ausrüstungsvorschriften für Fahrzeuge

rm Rahmen dieser Anderungen ist beispielsweise der unterfahrschutzbei schweren TransportfaÄrzeugen vorgeschrieb"r, ,oräärr, wie diesauch in der EU gilt. Für n'ahriader wärden abnehmbare Lichtergestattet.

Zukünftig kann.das Eidg. Justiz- und polizeidepartement aus_Iändische und internationale cenehmig""g"" für Typen- und Ein_zelprüfungen anerkennen, die den scrrüeiäerischen Mindestanfor-derungen bezügrich der irerkehrssicherheit una des umweltschutzesgenügen. rn einem wei-teren schritt ist vorgesehen, Bau- undAusrüstunqsvorschriften für Personenrrtagen, Nutzfaürzeuge und Busse(einschliessrich- dgf Lärm-, Abgias- und-alienfalrs künftigerEnergiesparvorschriften) auf dän l-. oktober l-995 an das EU-Rechtanzupassen.

ilr''
r/q

5. 3. schweizerisches Abgaberecht im verkehrswesen

Mit der weiterführung der Nationalstrassenabgabe (ehernals Auto-bahnvignette) 
- 
sowie der gewichtsabhängifen söhwerverkehrsabgabe,bestehen Regelungen, die ebenfal-ls rnii, äen nu-r,ändern vergleichbarsind.

zur zeit liegen die schweizerischen Ansätze bei denschwerverkehrsabgaben noch leicht höher über den werten derNachbarländer.
Hingegen bewegen sich die Mineral-ölsteuern für Benzin am unteren iSpektrum der EU. t

/eJ t Aa r @.ff; /^' r rtV-"-/<-
5. 4. fnternationale Abkommen

Die schweiz verfügt über zahlreiche bil-aterale internationale
Abkonmen für den Güter- und den Luftverkehr (Vergleiche dazu Listeim Anhang A-1).

Für den Güterverkehr werden.der Marktzugang und dj_e Transport_möglichkeiten festgelegt. Die Regetungei sind sehrunterschiedlich. Teilweise handeit es-sich um liberale Abkommen(2.n. Niederrande), welche einen freien Marktzugätr9, di;-K#;i.g",sicherstellen und nur wenig Grenzformalitäten nach sich ziehen.Für andere Länder ist nur Äin beschränkter Marktzutritt ohneKabotage (z-g..spanien) möglich. Die Fornalitäten werden al-s rechterheblich bezeichnet. so söl1en alleine beim Bund ca l-o personen
damit beschäftigt sein.
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rn Luftverkehr geht es um Landerechte. so möchte die swissairweitere Destinaiionen anfliegen (2.g. Bologna), die von den be_treffenden Ländern kaum zu eihalien sind. rm ElirR hätte darauf einAnspruch bestanden,

5.5. Absichten im Schienenverkehr

Die Absichten für eine schweizerischen Eisenbahnpolitik sind imBericht der Groupe de rdflexion resdqähaLten worden. Dabei sinddie Grundsätze, äber auch konkrete sirrritte der sBB und derPrivatbahnen, weitestgehend kornpatibei-mit aen eürävärschriften.
Die stossrichtung kann wie forgt zusammengefasst werden 25:
- Konzentraion auf Kerngeschäft und schlüsselfähigkeiten der Bahn:Das heisst Reduktion dei Fertigungsti"F", Neuorganisation desregionalen Personenverkehrs unä fieier zugang zün netz--i" g."issenVerkehren ( "free accessr ) . J----a -r'ÄO"Qn N Ä;-'
: Zukunftgerichtete finanzielle führung una tr#parenteRechnungslegung: Das heisst gegenübet rr""Cä ;dil-k;;sequentererechnerische Trennung von rnirästruktur üd J;;;jJ. -
mas sgeschne i dert e f inap, ierung de bgg!j_an_ö6-ere i ;h; ; 

-f i.r" Re ge I ungder rnfrastruktur-genützungefebühf6il una prorit centerorganisation rnöglich vie]ei Äereiche. n--eii=i u

Fazit
Die schweizerische verkehrspolitik hat den umweltanliegen bereitsin den Soer Jahren nit einigen Massnahmen Rechnung getragen. rnjüngster zeit hat die Eu weitgenena nä"ng""og"n und vor allem denländerspezifischen spielraum im abgabebereich erweitert. rggzsollten von der EU weitere Anpassuigen vorgenommen werden. Für dieschweiz stelIt sich die rragel ob sie die entsprechendenverbesserungen nachvol-lziehän wird und all-entaits ein Druck aufAnpassungen nach oben möglich sind. Grundsätzlich ist nichtauszuschliessen, dass AiÄ Scnweiz von den fortschrittl-ichen EU-Ländern überholt wird.
Gegenüber dem EU-Recht stell-t die 28 Tonnen-Limite die zentrareDifferenz dar-

25 _[treibel 8., Spiltnann H.J.,
und schweizerischen Dossiers,
29 .1,7.7993 .

&'Z- ro4'- |
Hadorn H.P>7-Stand der europäischen
Referat Eisenbahn journal isten,
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Nach der Ablehnung des EWR-vertrages vom 6. Dezember rgg2 hat derschweizerische Bundesrat das rnteiesse an bilateralenverhandLunglen mit der EU angemeldet. Er legte ,"-nägi"n des ,fahres1993 ein Konzept vor, indem 16 prioriiäre gereiche üorgeschlagen,die former-r veihandeit werden sär_rten. n.",, gehörten derstrassenverkehr und der Luftverkehr. Themen der urnweltpolitik imengeren sj-nne (umweltschutz gemäss umwel-tschutzgesetzgebung) sindkeine aufqenommen worden. oiä verr"n"=inernen si-nd zudem nichtexplizit rnit den umwertaspekten 
"a;üüplt worden.

Der Bundesrat entfaltete anschriessend im Ausland eine regernformationstätigrkeit, üil die Hatlung aÄr schweizerischenBevölkerung zu erklären. Es war dabei ein qrosses anliegen, eineeffektive oder vermeint,liche rsolati-on der schweiz in Europa zuverhindern.
Der Beitritt zur EU wird vom Bundesrat als strategisches zier derrntegrationspolitik bezeichnet. Aus innenpolitischen Gründen räumtder Bundesrat den bilateraren verhandlungen aber priorität ein.Dabei sollen vor alren rnögriche wirtsärrättri"he Nachteileverhindert werden..rm Frühjahr rgg4 u"iit" eine Gesamtstrategi_evorgelegt wrden, die zuersl mit der aussenpofitischän xommissiondiskutiert wird - zur zelt ist diese stratelie atrer 

-nocrr 
nichtbekannt.

4m.8. /9 - oktober J,993 reagierte der Rat der EU nit einerI'Mitteilung über die künftigen eeziehüngen zur schweizrr: Denangestrebten bilateralen veihandlungen wurde im Grundsatz imHinblick auf eine spätere EIrIR-Teilnänne und eine EU-Mitliedschaftzugestimmt- Mit den verhandlungen verknüpft die Eu die Hoffnungr,dass in den angesprochenen eerÄichen der Gemeinschaftsacquisübernommen würde. Bei einem vertragsabschluss sollte einintegriertes paket geschnürt werdefr, e;; geschlossen denschweizerischen Referendumsregeln unterstÄnen würde. Di; EU gehtgrundsätzlich.davon aus, dass die Verhandlungen primär in Vorteilder schweiz liegen würden, da sie zugang zu "i""ä-g;ö*""r"r, Markterhalten würde.
von der EU wird die schweiz in einem gewissen sinne alsBittstellerin bezeichnet. Dabei spieri,-=i"n"i ;i;--;"i;. stückv-erhandlungstaktik eine RoLle. Diä schweiz hat-äi"ig"* zu bieten(Kaufkraft, liberale wirtschaftspolitische Haltung, -värtragstreue,
Alptransit, wobei dieser nicht zü überschätzen ist' usw. ).
rm. forgenden werden die positi-onen der EU bzw. der sweit sie bisher bekannt sind - bezüglicrr aem verkehraufgeführt.

chweiz so
detaill_iert
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6'1' Die Position der EU: Der Memorandumsentwurf der Kommission

Die Kommissi-on hat im Herbst 7gg3 einen Entwurf für die Eröffnungvon bilatera]en verhandl-ungen zwischen der EU und dei schweiz inBereich des strassentranspörtes und des Luftverkehrs vorgeregt.Die wichtigsten punkte de-s l,temorandums können wie folgtzusammengefasst werden :

/\
a) Neuverhandlung Transj-tabkommen 

-@ 
nl* /2 ,D, ferh&

von der EU wird das fransitabkommen grundsätzl_ich akzeptiert.Gleichzeitig wird darauf hingewie="tr] ää*= gemäss Transitabkommenirn Falle einer Ablehnung des EWR, die union sofort mit ver-handlungen einset?.I wuiae,-yn den gegenseitige" z"tritt auf denverkehrsmärkten sicherzustellen. Diä ürlion scÄliesst daraus, dassbilaterale verhandrungen ausserhalb des Transitvertragesstattfinden sorlten, *obei weitere r""r"uui;;;;';;;;=ausgeschlossen werden.

Es werden folgende Anpassungen zur Di-skussion gestellt , y'-04>,' /rü,

47 Mehr Ausnahmen des Nacht- und Sonntagfahrverbotes /,4 Pax )r3!tiä,Mehr Ausnahmen der 2g Tonnen-Regelung
Mehr Ausnahmen für verschied ene Güter
Mehr freie Fahrten.

Die Union geht davon aus dass die fntegration des schwei-zerisStrassen- und Güterverkehrs in die Europäische Union wederökonomisch noch politisch von grosser Bedeutung sei. Mit denTransitabkommen würden die wichti gsten fnteressen der EU bereitssichergestetl_t. Die Einführung der Kabotage wird im gegensei-tigenfnteresse der Schweiz und der Grenzgebiete beurteilt Insgesamtwürde für die Schweiz aber ein weit grösserer Vorteil entstehen,wenn das Schweizer Lastwagengewerbe das Recht der Kabotagezugestanden erhalten würde.
Ebenfalls wird ein markantes rnteresse der schweizerischenLuftfahrt am zugang zum europäischen Markt stipuiiÄii.

b) Zuganq zum Mittel-Iand mit 4o- bzw. 44-Tonnen-Lastwagen

&)-
Jzza-
rfb4

/<)

Der schweiz wird attestiert, dass die 28 Tonnen Gewichtsl_imitenicht diskriminatorisch sei, o. sie füi rnländer und Aust_ändergleichwertig angewendet wird. Trotzdem würde das schweizerLastwagengewerbe über rel-ative vorteile verfügen. DeshaLb wirdeine beachtliche Ausweitung der Gebiete gefordert, in denen 40Tonnen-Lastwagen zugerassen werden solrei. rm erinzip sor_r_en imMittelland die 4o- bzw. 44-Tönnet gemäss Eu-Memorandum freien
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zugang erharten-. Hingegen wird der schutz des Alpengebietes nichtin Frage gestellt
Di-e Reaktionen von seiten der schwei_z auf die entsprechendenBegehren werden von der Kornmj-ssio., .i=-.usserordenlticn. vorsj_chtigbezeichnet. Die Diskussionen seien arär ;i;ti-;;räJiö"rresenworden.

Generell werden die schweizerischen rnteressen an einem bilate-ralen strassenverkehrsabkommen als weitaus gewichtiger einge_schätzt. Nach Meinung der EU ist es nür mogiich,--",r-"i.,"m aus_qelitogenen Abkommen zu gelang€D, hrenn schweizeriÄcnärseits we-sentliche Konzessionen-gemaöht würden.

c) Koppelung des Verkehrsbereiches rnit dem freien personenverkehr
Gl-eichzeitig wird erwartet, d.ass die schweiz beim freien perso-nenverkehr entgegenkornmt: personen aus a1len EU-Ländern so]Iengrundsätzrich frei in die schweiz einrÄise" ü"a-"rü"it"r'r können.Dabei bestehen zwischen den Nordl-ändern (BRD, Frankreich, Benelux-Länder) und den südstaaten {spanien, ii"ii"", ä;G;;"Iand,Portugal) unterschiedi-icne poäitionän uü"r den stellenwert derverknüpfung eines freien Personenverkehrs und eines bilateralenVerkehrsabkommens.
Es wird sache der verhandrungen sein, eine Einigung über einenallfälIigen Link bzw- eine e6koppelr"g-ä"= verkehrsbereiches unddes Personenverkehrs zu finden.

I
d) Die schweizerischen rnteressen aus sicht der EU

Aus sicht der EU hat die schweiz ein grosses rnteresse, am freienstrassengüterverkehr und am LuftverkeÄr der EU teilnehmen zukönnen. schweizer Transportunternehmen könnten in absehbarer zei'.frei in Drittländern zikutieren. ni" cr.i"se des Marktes und desTerritoriums werden dabei vor alrern in aie waag;"il;i; geworfen.Zudem werden administrative vorteile gesehen= x""Ci"tente überzulässige Transportmengen in bestimmtä staaten würdei aufgehoben,restriktive Grenzzollaüfertigung"r rnä weiteren adrninistrativenAuflagen abgebaut.
Ebenfalls werden die rnteressen der Busunternehmungen sowie desTourisrnus an einem freien verkehrsmarkt angeführt.

Fazit
"l Die EU skizzLert im Memoradumsentwurf klare vorteile zugunsten der tlIt *ffi::'"ffi:i ;ff;{ is,i;!r*Filä:fr"si:i;gi#:llisi"E:ii;:il*:;" ttrnteressenlage eher überzeichnet: Aufgrund der bestehendenbilateral-en Abkommen verfügt die schw6i" r"i"it=-ünär einen recht
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N $\ 6'2' Die schweizerische Position zu den bitateral-en verhand-N,.d lunsen korfl, 11r(1 4,t*- dur4 /baä7ä""4'7""

N,'\offizie1rr"=tenPosj.tionpraktischkeine'J' 
, llYl!::tagen. Gemäss Fahrpran des Bundesrates ist eins r, [l:ff':ilöä"ii3äu*.nll;:*?::"*';3,ä:":'äi:i:l; ;:l,s:*.1il"";ffi.$ \wichtige Rol-le spielen werden.
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a) Anpassungen Swiss-Lex

Anpassungen im Rahmen von swiss-Lex. (ehemars Eurolex): oieentsprechenden Neuregelungen sind nii-oäm Eurorechtdeckungsgleich. rm Kapitei 3 sind sie Äüstührlich dargesterltworden

b) trEurokompatibrer' r-eistungsabhängige schwerverkehrsabgabe
von offizielrer seite wird bei der leistungsabhängigenschwerverkehrsvorlage auf die nurokomp"tiüiiiiäi-']räurt"uGewicht gelegt (27). Es wird somit gÄ;ärt"t, bj-s die EU auf rssz
:i"" Vorlage präsentiert, aie ainn ü""-ä", schweizübernommen werden sol1.
Es bestehen I zumindest offizielt - beispielsweise weniq nllrZ r.Vorstelrunqen, wie eine leistungsabhängige schwerrr"rL"ili=jt-r-n" //Ah-
:ffi:ffiil,to*:H"i:i.Hü":';*"*t äl:il"iil,Taii;*;t;fi*:tqi"= 7L a.einer leistungsabhängigen schwerverkehisabgabe in riiateralenVerhandlungen-übernaüpf eingetrracht werden. vorläufig istbezüglich einer leistüngsalfrangig"" s"nrerverkehrsabgrabe keineaktive Rolle der schweiä auf d6m-internati.onat-en piiiett in sicht.Mit der Annahme der l-eistungsabhängige; schwerverkehrsabgabendurch das volk und die sränäe kann-däzu äi" Ä"iiä;-;g"leirerwerden.

26 Vergleiche dazu die Liste im Anhang 127 BBl rr 729, S. 753ff.:
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,/c) /umladeterminars strasse/schiene mit 4o- bzw. 44-Tönnern
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/rUa

sachrich und pori!,iscfo probrematische vorreist*ngenuit diesen schritt _erbringt die särrr"i" recht gewichtigeVorreistungen, um die rrEuiokompatibiliiatrr zu erreichen.
Dabei handelt sich die schweiz in verschiedener uinsicht grosseProbleme ein- Folgende Aspekte sind zu beachten:

- oie Erteil-ung der Bewilligungen ist mit einem grossen Aufwandverbunden. Es sind Kriterien fästzulesen:
- wer erhält eine Bewitligung ('irinerhalb/ausserhalb perimeter)
- Anzahl der Bewilligungen

- Die Kontroll-e dürfte sieh als sehr schwierig gestalten:Es ist nicht auszuschliessen, dass in Zukunft auch ausserhalb derzulässigen Perimeter vermehrt, 4a- bzw, 44-Tönner verkehren werden.um die Einhaltung zu geloährleisten, rnüssten friegenää xontrollenmit Gewichtsmessüngen durchgeführt'werden.

- Mit der Einführung der 4o- bzw. 44-Tonnen Terminals entstehenwettbewerbsverzerrungen: Betriebe ausserhalb des perimeters habenfür Fahrten zu den Terminals mit höheren Transportkosten urn 10?1'52 zu rechnen,_ $a sie pro Fahrt rund ein Drittel mehr Gewichttransportieren krönnen. Diese ungleichbehandlung isi--kaumeinsichtig. Es ist auch nicht zu erwarten, dass sie über einelängere Zeit, eingehalten werden kann.

zur zeit ist offen, wie die 40- bzw. 44-Tönner mit derschwerverkehrsabgabe berastet werden. Gemäss geltender verfassung(28) ist nur "ilg Abgabe von max. Fr. 4000.-- möglich. Damitreduziert sich crie eÄlastung pro Tonne bei 40- b;;.-aa-rorrrrern um

fn Frühjahr l_999 sott- nit der Änderung der Verkehrsre r€geln ) a.{L--r-
Verordnung (VRV ) die 28 Tonnen-Lirnite für Lastr^tagen quasj- aVorl-eistung aufgeweicht werden.Für folgende Terminals (Umladestationen Strasse/Schiene) isvorgesehen, in einem Umkreis von l_O Kilometern Bewi 1 I i gungen f ür A,sAa--do€ e4O Tönner- bzw. 44 Tönner-Lastwagen zu erteilen das heisst dersoqenannte Strassenvorlauf bzw. Nachlauf wird zugelassen:
Aarau, Altdorf , Basel (5x), Bern, Biel, BEr.€eld, Buchs/sG, ' [.Y;',(frc nazzo, chavornay, irriässo, oieiiron, @trI_ort, Genf ,Lenzburg , Luqano vedeggio , Luzern , t'lartign-Fö@ uenaiisi s. V / /, ,h. t(stabio), Mül]hein wiqörting€D-, Ni"d;üiatt, Renens, st. Garren,Zof ingen, Zürich HB ci, Emswerk. ' r\v'errp ' I 

&_"Für die Bewitligunqen ist der Bund zuständig.

28 BBl rr 729



fast einen Dritter-. Für die schweren Lastwagren liegt die 
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schwerverkehrsabgabe in der Grössenordnung des Maxj-mums, wie es inder EU bis r99Z gilt.

- Die Einführung der Terminars wird gemacht, ohne dieumwertauswirkungen zu analysieren. oles ist'unüääi"gt nachzuholen.Etwa folgende Tendenzen sina zu beachten:
- u' a' werden die Terrnina]s attraktiver. Damit verbessert sichdie ttettbewerbsposition der Bahn in einem geringen urnfangr.- Teilwej-se werden neue Fahrzeug* .tgÄ;"nait, oi" g"genüber dembestehenden Fahrzeugparks gerinf""" ärr"hschnittl-iche Emj_ssionenaufweisen.
- Pro Fahrt können mehr Güter transportiert werden. Gesamthaft istmit einer leichten Abnahme der urnweitbelastungen zu rechnen.
Diesen ehel positiven Tendenzen steht die grosse Gefahr einerunkontrollierten, glenerellen Einführung der 40 bzw. 44-Tönnergeqenüber. rra Mitteltand, vor allem abÄr im aipänii,r* wären damitmassiv negative Auswirkungen zu erwarten.
/",ßr 4,tr-!c/'z=--- ,kg ?tl /.:lA*/( /-ae"^t,a
Hinzu kommen poritische Erwägungen,Ä'\utrd ein 

"rn rk%tfu-ßüZulassung der 4o bzw- 44-Tönner-laJtwagen gemacht. Massi.v ""gä[i""ümwertauswirkungen werden -_ ohne irgendweröne Absicherungeneingehandelt. aus umweltsicht ist aäsnarn die Einführung der 40bzw. 44-Tönner-Terminals - auch bei- einer beschränkte zah1entschieden abzulehnen.

d) Alpeninitiative und Europa

rm Rahmen des Abstimmungskampfes zur AlpeninitiArgumente für und wider ihre Eurokompatiriritatwird auch nach der AbstimngDg,-1,esitei' gÄstritten
--'-

ative wurden
auf

fm Rahmen der EU-Politik und des Transi_tabkommenswird den Alpen durchaus ein Sonderstatus zugemessen, der auchnach besonderen Massnahmen ruft Von der EU sind bereits ver-schiedentlich Ausnahmen zugelassen worden. Letztlich wird über die fA_Europaverträgl i chke i t ent
//s-,"- h--kt rz< 6ä/re- c& t f-/444 hnnt--

Fazit
Die EU
pointi

hat soweit dies offiziell überhaupt bekannt ist rechtert Position bez oqen: Dj-e schweizerischen fnteressen aneinem bilateral_en Abkommen werden generell, vor allem aber auchbezüglich dem Strassen- bzw. dem Luftverkehr, a1s gewichtigerhingestell t. Dabei kommen nur die wirtschaftl-ichen Fragen

lr
(Marktzugang, admini_stratj-ver Aufwandl zur Sprache. DieZusammenhänge zur Umwett werden nicht hergestellt. Dies ist eingravierendes Def ziE, zum Nachteil der Urnwelt, aber auch aus

ü.e0< tA, 6-.."( uerüe<fl"d / lttU
_> ffi//"._-_&

o.4

f/ sr^-4 P, A',, /on''-) "-\-s \ (*:fu) a'tW< :Y, #;,(;"{L
k. * u'tJLe-L gJ' kt|'ä^ / /"J?'Uä-A //4-'a+- '



/&r*d€r, irakllL * fr'*"n &;/r./4 I !-"Q1

verhandrungstaktischen Gründen: Die umweltfraqen können nichtdirekt angesprochen werden. Möglicrre Äüswirlcuigän--;ä'Zielerreichungen werden nicht äxprizit oisrutiert.
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Die bisher bekannte Stell ungnahme der EU darf al-Ierdings nichtüberbewertet werden: Einiges ist als diplomatische Rethori-k zubezeichnen, um sich in den Verhandlungen ein möglichst günstigePosition zu verschaffen. Zumindest kurz- und rnittelfris tig sinddie wichtigsten Interessen der EU nicht zuletzt mit demTransitvertrag wohl abgesi_chert.
u+e aft-PJrl

Die schweizerische position, die im Rahrnen der verhandLungeneingenommen werden sol1, isi von offizierler seite noch nichtdargelegt worden. Dies soll.irn Frühjanr L9g4 passieren. Es rassen
:-i"1, einzig aufgrund verschiedener ÄÄr"""rrrngen zu einzernenvorlagen gewisse Tendenzen erkennen: cenerer_i wird derEurokompatibrität ein sehr hoher stellenwert zugemessen. rm Rahmendes swiss-Lex-Programmes sind auch im Bereich Värkeni ,r"r""hiedeneAnpassungen gemacht worden: sornit sind praktisch alle Anpassungenvollzogen worden, wie sie bei einer annährne des EWR mit demEurolex-Programm vorqesehen rdaren.

Hinzu kommt, dass wichtige vorragen wie die leistungsabhängigeschwerverkehrsabgabe nicnt nur eng an die EU angereflnt werdensol-len, sonderf vor ar.lem auch treü dem EU-Fahrpian gefolgt wirdohne ei-gene vorsterr-ungen über die Rear_isierun'g-äi"äütringen.--
Ein klar definierte Position für den verkehrsbereich, we]che 11ieht-nur die wirtschaftrichen Fragen einschl-iesst, ist a1s gravierendesDefizit zu bezei-chnen. Es ist. entscheidend, äass ein umfassende_1verhandlungspaket ausgearbeitet wird, d.as vor allem auch dieUmweltfolgen des Verkehrs einschliesät.

H
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Von seiten der EU bestehen bereits recht krare vorster-rungen,wel-chen rnteressen im Rahmen der bi-lateralen verhandrungenRechnung getragen werden sorl-te: Es wird der freie zugang mit 40bzw- 44 Lastwagen auf schweizeriscnen-rerritorium in denvordergrund gestelrt. Dabei geht es zumindest im Rahmen vonbilateraren verhandlungen biä 
"rr* abl"rri a", Transitabkommensmehr um den zuqang im ttlittell-and. Auf den Transitachsen werdeneher - soweit dies zur zeit sichtbar i;i - Retouschen an denRegelungen des Transitvertrages gefordert,.

umweltanli-egen werden hingegÄn - aus sicht der EU ausverständlichen Gründen - niötrt explizit zur sprache gebracht.Diese werden offenbar als rein ="h*"ir"rischeir pr"nrä* verstanden(2er.

Für die schweiz ist es in dieser situation wichtig, dass sieversucht, ihre position zu klären. Dabei sind a1r6'moglichenoptionen in Hinblick auf die wirr*"rr"iiii;h;;,-;;; äii"* aber dieumwel-tmässi-gen. Auswirkungen t zv prüfen. Es isi eine crunatage zuschaffen, damit neben den wirtsciraftl-ichen rnteressen insbesondereauch die urnweltanliegen explizit in diä vernandlungen einoÄ"ü;;--werden können.

rdealtypisch kann von fünf _optionen ausgegangen werden, die in derTabelle 5 zusammenfassend dargestellt slnd:

7. l- Fünf Optionen als Denkmodelle

zankapfel der Ausei-nandersetzunqen stel-lt die 28-Tonnen-Limite fürLastwagen dar- Bei allen weiter6n verkehrsfragen tconnte gezeigtwerden, dass sich die schweiz ohnehin weii;;aö;h.;ä--ä;" Regelungender EU anschriesst oder dies in absehbarer zeit zu erwarten ist(Verkehrssicherheit, Abgasnormen usw. ) .

A. Status euo rnit beschl-ossenen VerAlpeninitiative a-&a Li/y
kehrsabgaben und Vr,r, /rt; < frkr

rt eAU-B. Teilweise Zulas  o-Tönnern in Mittelland-Termi nals
rilg.r**d// Ek 4 o4.c-a,Z..l /,tg''^- //f k^ _

29 Um diese Äussage
Für die Schweiz ist
Umweltproblem gelöst
dies inzwischen wohlpraktisch noch nicht
Für die EU würde sieh die situation ändern, rirenn gezeigt werdenkönnte, dass mögliche zusätzl-iche umweltbeiast,rngän auch die EUnegativ betreffen.

zu verdeutlichen:
kein FaIl bekannt, bei dem si_e im Ausland einhätte, fm Rahmen der Entwicklungshilfe wirddiskutiert. Konkrete Formen sinä aOeisichtbar.
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Tabe]le: Die optionen bezügrich 28- bzw. 40- Tonnen-Limj_te

Auswirkungen

Schweiz

39
c' vollständige zulassung der 4o. bzw. 44-Tönner Mitterland
?. zurassung aer 40- bzw'. i+-ranner auf den TransitachsenE' Genererl-e Zurassung der 4O-Tönner ohne fl-ankierende Massanhmen

Eigentlich sind.die uebergänge zwischen den fünf optionenfriessend' Am einen Ende ä"=-spektrurns steht aer slaius quo steht.Am anderen Ende kann die vörlile rreig"b" der 2'-Tonnen-Lirnitegesehen werden. Dazwi-schen sinä untericniearicnÄ vä"i."t""denkbar.

EU

A. Status quo:

- Alpeninitiative
- Verkehrsabgaben

B. Teilweise Xulassung in l,tittelland
frir Vor-ftachlauf Terninals

l,todifizierte Trendentwicklung
!'larktzutritt EU leicht beschränkt
Dank Alpeninitiative Reduktion
LKW-Belastungen Transitachsen
Aber, Unweltbelastungen genäss Trend:
Unweltziele nicht erreicht

Vollzugsproblene
lüettbewerbsverz errungen
leicht bessere position Bahn
Unwelt: tendeneiell leicht besser
Ev. Entwickiung Richtung 0ption C.
Unwelttiele nicht erreicht

c. vollständige xulassung in ilittelland unstellung Fahrzeugpark tKt{
Erhöhte Konkunenz Transportgewerbe
Erhöhte üarktanteile tKtt-Güterverkehr
Voller Zugang EU

Unweltbelastungen : stabil/fallend
Unweltziele nicht erreicht

D. Zulassung auf den Transitachsen Aibau Unwegverkehr: l.lassive Zunahne
Alptransit
Unweltsituation verschlechtert

E. Generelle Vergleiche 0ptionen C. und D.

Bilaterale Abkomnen gelten
Beschränkter l{arktzutritt

Drohung Retorsionsnassnahmen

Gemäss Transitvertrag
tr'örderung des Konbiverkehrs
Kaun besserer Zugang Strasse

I'orderungen EU erfül1t
Keine wesentlichen Vorteile

Aufhebung Transitvertrag
I'lissachtung alpeninitia[ive

//oo ( b Ls

LZ / 1or/,r"-o'72-
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7, 2 Die Auswirkungen der 0ptionen

rm folgenden wird versucht, die einzelnen optionen kurz zubeschreiben und auf_die nöglichen auswiitcunlen einzuqehen. Dabeikann keine umfassende quantitative aniiyse vorgeregt werden.vie]mehr wird eine quaiitative Disk;;;iä" angestrebt. vor arlemsol]en wichtige zusammmenhängre sichtbar gemacht werden.

A- status euo mit verkehrsabgaben und Alpeninitiative
oi". option rlstatus gyott geht von der Beibehal_tung der 28-Tonnen_Limite gemäss Transitverfrag aus. Hinzu kommen dle Eckpfeilern,wie sie mi-t der Volksabstimmung vom 20 Februar rgg4 geschaffenworden sind2

- Einführung einer leistungsabhängigen schwerverkehrsabgabe- Annahme Alpeninitiative, welche-eine umlagerung a;sTransitverkehrs auf die Schiene verlan{t
von seiten der EU ist im Anschluss an die Annahme derAlpeninitiative signalisiert worden, dass sich die bllatera1enVerhandl-ungen (noch) schwieriger geätalten könnten. Teilweise istvon einer yerzögerung der veriandiungen gesprochen worden.Alrerdings liegen zur Zeit keine einäeutige; r"äiäiä" vor, dassdie verhandlungen nicht am r-8. April tgg+ aufgenommen werdensollen.

rmmerhin ist zu er!üarten, dass die EU j_hre definitiv bekanntePosition noch pointierter formurieren wird. Es isi-nicrrtanzunehmen, dass die schweiz einen erweiterten züqa;g zun EU-Markterhält, ohne dass gewisse Konzessionen gemacht weiaei.
rnnerhalb der schweiz werden vor allem die swi-ss Air und Tei]e derqrossen Transportunternehmen auf Konzessionen gegenüber der EUdrängen. Das Arbeitsplatzargument wird dabei die zentral-e Rollespielen- zudem wird äine veischl-echterte standortattraktivität insSpiel gebracht.

Die Gefahr von Retorsionsmassnahmen von seiten der EU ist arsgering zu beurteilen. vor arlem ürenn es geringt, die Anriegen desTransitvertrages mit den zielen der Alpe"i"itiativä-in ui"ii"r,g-".,bringen, ist kaum mit einer Beschränkung des Marktzulrittes in dieEU-Länder zu rechnen. Die grossen schweizerisch;; - nä""p^- 
*-*

Transportunternehmen werden ihre internationalän ert-ivitäten nochstärker ins Ausl.ld_verlagern, Die swiss Aj_r ,iia g"ri_sse neueLandrechte (z-B-- Bologna) vermutlich in Kooperatioi rnit anoÄiÄnGesellschaften zu realisieren versuchen.

/o o r/ ?aay
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Eindeutig wichtiger sind somit di-e umwelteffekte, die sich bei derOption rrstatus eüo" einstellen:

fnsqesamt ist mit schlimmstenfall-s mit geringenArbeitsplatzeinbussen zu rechnen. wie dies die schätzungen dessGGz gezeigt haben, dürften sie nei-rnaxirnar looo Arbeitsplätzenoder 1 prozent - bezogren auf aie qesimt"'rr.rruportbranche -liegen.

o Auf den Transitachsen ist mit der umsetzung der Alpeninitiativemit namhaften umweltentlastung"n ,,, iä"n""". Beispiersweise istfür den Kanton uri damit zu rächnen, aass die NoxlÄeiastungen umrund 50? der Gesamtbelastung zurückgehen werden. Aufgrund der pw-Emissionen können damit atrei aie zi6rä-äer Luftreinnätteverordungrnicht erreicht werden: Es sind 
^rr"n-oäi den phi weitergehendeAnstrengungen notwendig.

o rm Mittel-land wird die Tredentwickrung anhal-ten. Auch rnit derEinführung der leistungsabhängiq"" s-h;ärverrehrsabgabe imvorqesehenen Rahmen, das rreisit einer umlageru"g däi--gewichtsabhängigen Abgabe, ist nui *it-äi"äi-gäir"|än umragerungauf die Bahn zu rechnän und damit .,ri -"irr"n 
abbau äer gerastungenzu rechnen. Die Ziere der Luftreinhalteverordnunq werden beiwei-tem verfehlt.

Fazit
rnsgesamt ist bei..d"T optin rrstatus euo,, dank der Alpeninitiativenit einer umweltnässigeä Verbesserü"!-r" rechnen, die aber dieZiele der Luftreinhar.f,everordnung in-d;; ganzen schweiz nichterfüLl_en wird.
rm Mittetland ist mit weiteren Bel_astungen - auch bei einerEinführung der leistungsabhängig." Ä"h;ärverkehrsabgabe zrtrechnen.

B' Teilwej-se zulassung von  o-Tönnern in Mittell-and-Terminals
Die Auswirkungen- diese option sind bereits im Kapitel 6ausführlich beschrieben worden: Bei einem hohen Kontrorl-aufwandentstehen regionale wettbewerbsverzerrungen. rrn umferd derfestegelegrten Terminar-s ergeben sich ningegen leichtKonkurrenzvorteire für die Bahn. rranspärte können hiereffizienter und umweltfreundrich"r ;üä;ickeli rÄra"". Es bestehtaber- die grosse Gefahr, dass die ze-T6"""n-Li;ii;-genererrdurchbrochen wird, ohne dass flankierende Massnahmen ergriffenwerden. Für die EU dürften die 40- bzw. 44 Terminals keineausreichende Konzession darstellen. Es ist höchst fragwürdig, dassim vorfetd der EU-verhandrungen vorreist;;s;;-;;;r;;;; werden. Esist alles daran.zu.setzen, däss vor der aeieinig""g-ä"" nu-verhandrungen nicht noch weitere Terrninals bestirnmt werden.
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c' vollständige zulassung der 4o- bzw. 44-Tönner im Mittelland
Von der EU wird_im pri-nzip ein freier zugang der 40- bzw. 44_Tönner im Mittelland angestrebt. Dieser scrriitt könnte vermutlichfrühestens i-m Jahre Lggä eingeführt weiaen. Dabei müsste die Hürdeeines Referendums überstandeä werden, äi" ,r"r*utrich - und dieszurecht - kaum genommen würde. somit handelt es sich lei opii"ntr4o- bzw. 44-Tönner Mittellandrf um ein - allerdings notwendigesGedankenspiel. Erst damit werden lauernde eefahrefr sichtbar. Neueverhandrungsoptionen können aufgezeigt werden.
lilelches sind nun die mögrichen Folgen eines 4o- bzw. 44-TönnersMittelland?

1-- Das schwei.zerische Transportgewerbe gerät unter einenverstärkten wettbewerbsdruck. nieser geÄchieht einerseits durchden freien Marktzugang der ausl_ändiscfren Transporteure. siekönnten - insofern aiä arneits- und Ruheneainqüng""-äi"gehaltenwerden - in der schweiz Transporte mit 4o-Tönneri rrei ;"=füh;;".Andererseits verstärkt sich där interne litettbewerb, da beigleichen Transportmengen weniger. rransportfahrten notig sina.rnfolgedessen. sinken insgesamt aie preise für die Gütertransporte.Es wird mit einem preisrüctcgang von ca. 1,oz-2og gerechnet (30).
2' Tendenziell- werden v.a. die.rnittergrossen Transportunternehmenin ihrer Position gefährdet. Die Kleii-rr..rrporteure dürften inNischen weiterhin iecht gute ueberlebenschance haben. Als Gewinnersind die grossen Transpoitunternehmen zu bezeicnnän- igrl. sieverstärken ihre zusammenarbeit zusätzlich, was besseie iogistischeLeistungen zur Folge haben dürfte (niniicrrtung vonLeerfahrtenbörsen usw. ). Ebenfalls ist zu erwärten, dass i-nsAusland ausgelagerte Arbeitsptätze tendenzierr wieä"i i., oi"schweiz rückverlagert werdenl Alterdings ist aiäsÄi-nrr"r.t atsgering einzuschätzen.

Die tendenzielle Bedrohung des schweizerischen Transportgewerbesist in den bisherigen oisfussj-onen ,r*-äi" europäische rntegrationrecht deutlich zum Ausdruck gekomnen: Die grossen
Transportunternehmen sind ehär europafr",rttä1i"h, die kleinen undvor allem die mittreren si-nd gegen aEuropatr eingesterrt.

30 Zobel Günther, Liberatisierung in der verkehrspolitik inRichtung r9g2 - Flueh oder segen] nuropainstitui-ää".nrucken,
Saarbrücken 1989.
31- vergleiche dazu: Zweifel Peter, Nielsen claudia, Mül-Ler Karin,.rmpacts of European rntegration on the service sector ofswitzerland: Road Transpört, Report to the Federar office ofForeign Economic Af fairä, zuricir l_993.
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3' Aufgrund der reduzierter Gütertransportpreise ist einerseitssofern nicht eine wirksame. lei-stungsanirangige icrlr,üärverrenrsabgabezu zuqe kommt - eine reichte ausdefrnung aÄr transportiertenGütermengen zu erhlarten. Allerdings is€ aieser nriert als minim zubezeichnen. Das zusätzliche Mengenwachsturn dürfte höchstens wenigeProzent betragen.
Andererseits werden die Bahngütertransporte noch stärkerkonkurrenziert. Aber auch diÄser nffekl ist nicht-;;-überschätzten, da die Bahnen im tnlandtransport und imrmport/Export nur in Teilmärkten - bei recht hohen subventionen -sich behaupten können: Landwirtscnaiiii"n" produkte, papier,
zement usht- - Die Märkte für diese produkte befinden'sicä in'einemmassi-ven strukturwandel. sie werden in aen nächsten Jahren ohnehinnoch stärker abnehmen. Die wettbewerbsposition der schiene wirdsomit nur teirweise durch die hypoin"iiu"n angenonmene Ei-nführungder 4o- bzw. 44-Tönner-Limite zü-*atzrich gefährdert. Dieschwierige hrettbewerbsstelrung oer nann im Güterverkehr ist -neben der völJ-ig unbefriedigeäden Abgettung der externen Kosten -somit strukturell bedingt.
4' rnsqesamt dürften aufgrund einer aIlfäI]-igen Einführung der 40-bzw. 44-Tönner-Lirnite diä transportierten etif,ermengen auf derstrasse - gegenüber der Trendeniwicklung - nicht w6sentrichzunehrnen. Die _Nachfrage nach Transporträistüngä" ri.ä i*wesentlichen durch Faktoren bestimät, die i_n kei.nem direktenzusammenh?rg rnit der 40-bzw. 44-Tonnen-Lirnite stehen(rnternational-e Arbeitsteilnung, wirtschaftswachstum usw. ) . DieZunahme dürfte allenfalls bei 5 Prozent, allerhöchstens bei ro1liegen.

5' Die umweLtbel-astungen werden - neben den oben diskutiertenGütermengen - durch die spezifischen Emissionsrartäien derTransportmittet bestimmt. Dazu können für den Güterverkehr auf derStrasse folgende Angaben gemacht werden:

Tabelle: umwelt- bzw. Enissionsfaktoren für unterschiedliche LKIrI

LKlil-Transport pro tKm

co2
NOx

g
g

Lieferwagen

1,96
5rg

LKW 28t LKW4OI

67 52
317 I'9

Querle: suter p., walder E., oekoinventare für Energiesysteme,ETH-Zürich, Zürich L993.

Die Emmissionsfaktoren in der umfassenden ETH-studie sind protransportierte Tonne pro Kilometer berechnet worden. Dabei wurdevon einer 504 Auslastüng der Lastwagen ausgegangen. Bei giö=;äi""Lastwagen ist diese Auslastung in där negel wesäntlich höher. Die
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lilerte verschieben sich dadurch noch stärker zugunsten der schwerenLastwagen.

Die unterschiede der Enissionen in Abhängigkeit derLastwagengewichte sind enorm. Ausgehend voÄ den rund 470 MillionenTonnen Güter, die im Jahre rggo ifr rnrand sowie irn rrnport/Exportauf der strasse tranportiert wurden, eigeben sich forgendeUnterschiede:

Bei einer Erhöhung der Gütermenge.aufgrund der Einführung von pl_us10? bleiben die co2-Belastung zünlnaeii stabil. Eine r-eichteAbnahme kann nicht vörrig auigeschrossen werden.Beim NoX ist aufgrund eiier värlagerung dre Transporte auf 40._Tonnen-Lastwaqen mit einer Abnahmö von-einigän-i;rär""t zu rechnen.
P:i einer optimalen- umragerung und einer ho[en Ausrastung der 40-Tönner dürfte die Abnahmä sogar rund 3og - g"q"rüü"r-o",Trendentwicklung betragen.

Damit zeigt sich, dass die. Einführung der 4o- bzw. 44-Tonnenlimitekeineswegs die umweltsituation n"r=äf,r"chtert.
Bezüglich den unfäl]en ist ebenfarrs von einer stabilitätauszugrehen, da die Anzahl Fahrten leicht abnehmen. Die Fahrzeugesind gegenüber den 28-LKht nicht grö;;;;.
Es wäre allerdings farsch die Einführung der 4o- bzw. 44-Tonnen-Limite im Mittel-land ars umwertmassninrä aur"uste]len. viel-mehrkann in etwa umweltneutralität festgäsüerrt werden. Dies ist aberüberhaupt nicht genügend. Die umwel{ziele des Bunderates werdendanit bei weitem veriehlt. Es kann deshalb nur über eine i"iä="""gder 4o- bzw-  4-Tönner-Limite diskutiert werden, .r^renn gr"i"hräfti;sichergestel-lt wird, dass die - ="*i"ää"t teilweise -umstrukturierung des Fahrzeugparkes genutzt wurd, um dieumweltziere zu erreichen: oiäÄ.verlaigt für den öoz-Ausstoss eineAbnahme um mindestens 259 bis ins ,rahi 2oo5 und bein NoX eineReduktion um 4O-5O4.

Verschiedene lVege sind rnögtich:

- Der Preiszerfal] beim Gütertransport wird durch die Anlastungder externen Kosten kompensiert: Die verragerung weg von derschine auf die strasse kann zumindest tÄirriei=ä-"ärf,indert werden.Eine vermehrre Nachfrage nach Tranporträisiüng;"-;r;ä;t nichtstatt.

- Die Einführung von umweltfreundricheren r,astwagen wird forciert,indem etwa tiefÄre Emissionsgrrenzr^rerte verlangt werden.
Es ist zu ervüarten. dass damit die umwel-tziel-e des Bunclesrateserreicht werden können.
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Fazit
rnsgesamt ergibt sich aus umwel-tsicht die relativ komfortableLage, dass die. Einführung der 4o- bzw. aa-ror,rr"n-Lirnite an sichnicht unbedingt ein erstfebenswertes ziel darstelrt, Dagegen kannaber auch nicht unbedingt opponiert wäiä"n, wie dies etwa für dasmittrere und kleinere rianspörtgewerbe der Farl. Der Zurassung der40- bzw- 44-Tönner ist aber nur zuzustimmen,-$renn qreichzäi;r; äi;el1an!]e geschaffen wird, dass die umweitri"t" des Bundesrateseffektiv auch erreicht werden. Es rnüssen also vorgängig dienotwendiqen Massnahmen beschr-os*.r, räia"rr.

D- Zulassung der 4o- bzw. 44-Tönner auf den Transitachsen

?i:. -z"r?ssung der 40- bzw. 44-Tönner auf den TransitachsenGotthard, Grosser st. Bernhard, silnprän-und Bernhardino ist mitder Annahme der Alpeninit,iativä 
"n"äi"l- geworden. Andernfalt-swürde der volkswille vom 20. Februar 3,gg4 in krassester hreisegeborchen.

rm vordergrund steht viermehr eine speditive urnsetzungr derAlpeninitiative, das heisst- der verläg"r""q der Transj-tverkehrsauf die schiene. Ars Massnahmen stehefr zur verfügung (32)z
- Ausbau der rnfrastrukturen gemäss Transitvertrag- Iilfylrung kostendeckender ferkehrsatqaOen
--..Erteilung von zertifikaten gemäss uooÄrr oesterrreich. Dabei
*:lä:l.auch 

Ausnahmen für begiündete 4o-Tonnen-rransporte gemacht
- Ev. Einführung einer Tunnelgebühr

Die umsetzung der Alpeninitiative wird noch einige diplomatischeNebengeräusche absetzen, die teirweise äucn von Gruppierungen derschweiz nitgeschürt werden. rnsgesamt ändert sich nichts an derTatsache, dass die- umlagerung aür aie schiene realisierbar ist.Das europäische schienennetz wird d;du;;h nitteiiii;iig wichtigefmpulse erhal_ten.

E' Generell-e zulassung der  O-Tönner ohne flankierende Massanhmen
Eine genrelle. Zur-assung setzt sich aus den optionen c. und D.zusammen' Damit steht einerseits die problematik Mittelland unddie anderseits das Thema Alpeni"iiiiiilirr" .r,.

32 Verkehrs-cl-ub der schweiz (vcs): Direkte und indirekte Kostenim Transitverkehr: Transitabgaben ars Massnahmen zurrnternarisierung der Kosten, Bern /merzojenbuchsee Lggz
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Fazit
Aus umweltsicht ist den bilateralen verhandlungen rnit der EU irnBereich verkehr relativ gelassen q"g""ün"rzutreten.
Mit der Annahme der Alpeninitiative ist ein krarer Auftrag vomvolk erteirt worden, um die umwertbelastungen auf denTransitachsen zu reduzieren. Dabei wira von sei-ten einzel-ner EU-q$xponenten auch in nacnsier zeit .ro"h ei-niges an diplomatischemdepolter zu hören sein. oiu _ist ihr gutes Recht und gehört zumspiel' Es ist zu.erwarten, dass aie öntJö.ääiäiaär,*när"onen aberin absehbarer: zeit an"g"wä"hselt werden, da kaum anzunehmen ist,dass sie in derart ekläranter wäi*Ä-;;f ih;";-;is;;;; wählerrnnengegen die umwel-tinterssen verstossen können, oieJ hat sich bereitsbei der Annahme der verkehrsabgaben i_m iahre rg}4 gezeigt.
Für die schweiz i.st entscheidend, dass rasch griffige Mode]]eentwickelt werden, um die umsetzung der Alpeninitiativesicherzustellen. verschiedene variänten sind dabei auszuarbeiten:rnternal-isi-erung der externen Kosten, Zertifikate ushr..
Gelassenheit sind auch bei den Diskussionen um die Einführung der4o- bzw- 44-Tönner angesagt. umwertrnä;;ig kann er - i* e"g"r,satzzur Transitproblematik wegen.des umwegvärrerrrs - nicht einfachabgelehnt werden- Er ist äumindest urtieitneutral, *og.r mit einernl-eichten plus versehen

Es wäre aber im Moment falsch, jeglicher weiteren Zur_assung von4o- bzw ' 44-Tönnern zuzustimrnen] üi"r*Ärtr sind 
"r"r=t Massnahmenzu treffen, danit effektiv die umwertäiäre des Bundesrates imGüterverkehr erreicht werden. Dies isi-mit aer auinänurrq der 28_Tonnen-Linite keineswegs automatisch dei Farr,

Für das weitere vorgehen zeichnen siich zwei varianten ab.Gleichzeitiq sind die mögrichen i";riii"nspartner zv überlegen:
a. Variante Status euo:
Es wird ein 'Bündnis' mit den mittreren und kreinerenTransporteuren und den integrationsfeundr_ichen K;Äii;"geschlossen. Die 28-Tonnen-iinite wira- sor.rg ,i- *,igri"r,verteidigt. Die struktur des Transportgewerbes kann dadurchkonservj-ert werden. Die umweltprobie*"'i* Gütertransport werdenhingegen keineswegs gelöst, da die rienäentwicklung niemals in denBereich der bundesrätlichen umwertziele gerangen wird.Für die rndustrie und das Gewerbe verblelben ;"i"[i;-hoheTransportkosten- rn den anderen Bereichen (Frugverkehr,submissionspolitik, Personenverkehr) ist tendenziell mit einerqewissen Abschottung gegenüber aer nu zu rechnen. Längerfristigkönnen dadurch nichi ünärhebriche vortäire von der wirtschaftnicht realisiert werden.
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b. Offensive Veränderung:
Die Thematik 4o- bzw. aä-ronnen-Limite wird offensiv aufgenommen.Als Richtlinie gelten die bundesrätlichen Umweltziel-e: Die 2a-Tonnen-Linit im Mittelrand wird nur aufgegeben, rdenn die Gewährbesteht, dass diese Ziele auch im Güterüerkehr erreicht werden.Dies ist nur möglich, r^renn zusätzrich wirksame Massnahmenergriffen werden. Dadurch verbitligt, =i"n der Gütertransport inder schweiz nicht__unbedingt, da aaÄ preisenkungrspotentiaL zurRearisierunq der umweltmaÄsnahmen genutzt wird]'nrst riat.ii;istigkönnen si-ch die Transportkosten - 5ei einer weit höherenumweltverträglichkeit des Güterverkehrs - relativ reduzj_eren. Esfindet keine Abschottung gegenüber der EU mit nägali"""wi-rtschaftlichen Folgen für-wichtige r"ir" der rndustrie undDienstleistungsbranche statt. Damii vrerden exportorientierteBranchen zu einem potentielren Koalitionspartirer für eineOffensivstrategie.

Aus der sicht der umwelt sind sornit nicht nur Modelle für eineumwertvertägliche Güterverkehrspolitik zu entwickernr €s giltaueh, die dafür notwendigen xoalitionen zu suchen.
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€i - (Jreel__rts_€-ts:jra-E_eg_l_en
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l- BUhiAL, Schriftenrei.he Umwel_t Nr. L77,und ökologische Folgen für die Schweiz,
Europäische fntegration
Bern 1"992

f-ELr de:E

offiziell fehlen bisher strategien zur Bewärtigung der umwert_auswirkungen im verkenrsnereicfr. i*-öäqä"satz äur-EU verfügt dieschweiz über keine Verkehrsprogramme, weLche über die nächsteng"lf_" hinausgehen. rirohr- sinä.ziersetä""g." für den Lärm_ undLuftbereich vorhanden. !{ie diese aner-iistrumental reari-siertwerden, i-st auch nach der Annahme der reirlüngä"üna"öig""schwerverkehrsabgabe völ1ig offen. Dieses oefizit isi so rasch arsmöglich nachzuholen. Danit ist eine-värr."nrspolitik in diebilateraten verhandrungen einzub;i;g;;;' wercne den umweltanriegenvoIl Rechnung trägt (1i.

fm Vordergrund stehen vier Massnahmen:

- Erhöhung der Mineralölsteuer:
fn der EU sollen die Maxima für die Mi-nerarörsteuer erhöht werden.Dabei sind weitere Anpassungennach oben von grosser Bedeutung. Dieschweiz sorrte.versuchen, entsprechende scnritte urr",.rr"g"n undeine etappenr.reise Erhöhu;s im inranä i; di;-rd;t; zü-ieiten.
-. Einführungl der leistungsabhängigen schwerverkehrsabgaben:Die Einführung ist in dei nu trünästens auf LggT vorgesehen. Dieschweiz sorrte sich an den. vorbereitungen nicht nui 6eteiligen,sondern aktiv in die Arbeiten rnitgestaitena 

"i"giÄirä". Dazugehören die Abklärung und Lösung üon tecnnischä;-F;;;"", dieAbrechnung der Einnahmen, Entwiökrunq von systemen für dieRückerstattung der Einnahmen, Ausarb6itung ;;;-il;rlJngsrristen
us&l.

Es ist nicht anzunehmen, dass die leistungsabhängige schwerver-kehrsabgabe i-n arren EU-Ländern sreicnräi€ig ;i;ö;äührL wird.Deshalb sind Lösungen mit den foitschriitricrren Ländern anzu-streben. Die gertenden EU-Regelungen lassen ei_n ränderweisesVorgehen zu.

- CO2-Abgabe:
Die co2-Abgabe sollte unter Einbezug des Diesel realisiert werden.Es sind preiserhöhungen um ca ro nplTr.iter zu erbrarten.
- Emissionsabhängige Motorfahrzeugisteuer :Die Motorfahrzeugsleuer ist für r.ästwagen stärkeremissi-onsabhängig auszugestalten. rm vJrdergrund stehen dertypengeprüfte Energieveibrauch, die Lufi- und larnbelastungen.
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verschärfung des umwelt- und Energieverbrauchsstandards: Es giltdie Möglichkeiten abzuklärenr ürn zu verschärften umwel-t- undEnergieverbrauchsstandards. zu gerangen. hlohl =i-"a-Ä"passungen fürdie zeit naeh rggT vorgesehen. Dies6 ch.r,""n sor_lten vo]lausgeschöpft werden. Bei einer zuLassung der 4o- bzw. 44-Tönnersind weitergehende Normen ins Auge ,,t--Fäuu".r.

Bereitstelrung von verkehrsinfrastrukturen
Die schweiz hat sich in Transitabkomrnen für die Bereitsterlung des4O-Tonnen-Transitkorridors auf die schiene und den Bau der 2 Neat-Linien Gotthard/Lötschberg inklusivä iuianrtsstrecken sowieTerminals bereit erklärt. rm Gegenzug ist die nu neiäit, äi"notwendige rnfrastruktur, insbeÄondeie Terminalu, 

-i*-arrsland
sicherzustel-len- Für die Finanzierung-aär Neat und die schweiz rnitmi-ndestens 14 Mia Fr. aufzukommen. E; ist zu err^rarten, dass inabsehbarer Zeit eine verdopperung der Neat beschlossen wird.

l"i aIlfäIligen Änderungien der Transitabkonmens sol-rten der umfangder Neat wie auch die ninanzierung neu diskutieri-r"ro"". Er isteine Kostenbeteiligung der EU anzüstreben, wi.e dies-iü, a"r,Brenner und den Mont cenis der Fatr ist. är"i"nrÄiilg sindflankierende Massnahmen zu beschliessen.

Ebenfalls sind die bestehenden Autobahnbauten in die überlegungeneinzubeziehen- Dabei sind die Linienr,.iniung auf dern in der schweizbereits bestehenden Netz, die Finanzierung und der unterhal-t zt)diskutieren.

Fazit
rm Rahmen der bi-lateral-en verhandlungen hat die EU bereits rechtklar Position bezogen. rm vordergrunä steht eine weitereAuflockerung der 28-Tonnen-cewichtslimite für Lastrrragen. Die EUrneint, dass die schweiz an einem bilateralen Abkommen eingrösseres rnteresse habe. Aus sicht der EU ist dieserstelrungsbezug verständlich.und es ist problematisch, dies al_sErpressunq zu bezeichnen. viel_mehr handätt es si_ch um einernteressensvertretung, wie dies schweizerischen c"pfiogenheitenseit Jahrhunderten entspricht.
Die schweiz ist auf die internationalen verkehrsverhandlungen nochnicht- gehr gut gerüstet. rn der Öffentlichkeit sind bisher kaumverschiedene varianten für die Erreichung eines nonenurnweltstandards diskutiert worden. Die bisherige verfenrspolitikwird in ihrer positiven lilirkung auf die Umwelt weit überschä 1;z1 ,währenddessen fortschrittliche Lösungen in xomrinition voni-nternationaren Regern kaum diskutieit werden. Die Gefahr istgross' dass die letzten Trümpfe wie die 28-Tonnenlimite für
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Lastwagen aus der Hand.gegeben werden, ohne dass umweltmässig auchnur der kleinste Vorteil erzieLt würde.

zentral sind die Forderungen nach einer Durchsetzung folqender
Massnahmen

Erhöhung Mineral_ölsteuer
Einführung der reistungsabhängigen schwerverkehrsabgaben
CO2-Abgabe inkl_usive Treibstoife
Emissionsabhängige Motorfahrzeugsteuern
Verschärfung der Umwelt- und Energiestandards
Neuverhandlungen des Transitabkornmens, wozu offenbar auchder lvunsch oder Fall besteht, unter ninbezug der bereitzu-
stel-Lenden Kapazitäten und der Finanzierung der rnfra-strukturen.

Mit weiteren Lockerungen der 28-Tönner-Lirnite soll_te nur
nachgegeben werden, &renn gleichzeit,ig klare Massnahmen für dieErreichung der bundesrätlichen UmweL{,zie1e festgelegt werden. EineVorlage des Bundesrates t zlJ einer TransitvorlagÄ mif aer EU soll_tedj-ese Koppelung zwingend einschliessen.

9. Szenario EIrIR

Das EWR-szenario ist zur zeiL höchst ungewiss. Bei einem EU-Beitritt der skandinavischen Länder und von österreich fäll-t der
ElilR als option höchstwahrscheinlich dahin. Die htahrscheinlichkeitist sehr gross, dass dieser Fatt eintreten wj-rd.

Bei einem ElilR wäre für die Schweiz der Zugang zum Verkehrsmarktauf der strasse, schiene und in der Luft periekt ohne dass einDruck auf weitere Anpassungen bestehen würOe. Dieser käme erstnach Ablauf des Transj_tabkornmens, im Jahre 2005.

so gesehen beinhaltet der ElilR durchaus Vorteile. Es kommt hinzu,dass die Mitbestimmungsmöglichkeiten etwas grösser einzuschätzensind, als dies im All-eingäng der Fall_ ist.
Falls der EWR überhaupt zur Diskussi-on steht, könnte sich dieser
aus Umwel-tsicht j-m Bereich Verkehr als günstige option erweisen.g_"i einem ungünstigen Verhandlungsergebnis ist sornit zu überlegen,ob eine Verkehrsvorlage Alleingang iln Rahmen eines Referendumsnicht zugunsten eines ElilR-Beitiitis vorzuziehen ist.
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10. Szenario EU

Das szenario EU heisst zuerst einmar die Aufnahme von Bei-trittsverhandlunggn. Dabei müssen atle offenen Fragen diskutiertwerden, wie sie si-ch im Atreingang berei-ts auch stätl_en.rnsbesondere würde sich die Gelegänheit bieten, den transitvertragin einem relativ frühen zeitpunkt neu zu verhandern und dieoffenen Probleme (Kapazitäten, Kontingentierung, transitverkehrdurch die Alpen mit oeko-punkie-systefr, r,inanziäd;;Infrastrukturen) wieder aufzunehrnän.

Noch klarer wie bei den bilateralen Verhandl-ungen müsste sich dieschweizerische Position nicht mehr auf die wirf,scharilicnenFragen, sondern vor al-lem auch die umweltfragen konzentrieren.
Dabei könnten gemäss der EU-Programmatik schweizerische umwelt-anliegen mit klaren instrumentalen Vorstel]ungen eingebrachtwerden- Voraussetzung ist natürl-ich, dass aieäe überüaupt for-mul-iert werden und mit genügend wacÄdruck vertreten werden.Grundsätzlich besteht kein Grund, dass die EU nicht darauf ein-treten sollte und es zu einem Beitritt kommt, der die ver-kehrsinteressen rnit den umwertanliegen abstimmt.

L1. Schl_ussfolgerungen (Noch unvollständig)

Mit der Ablehnung des ElilR ist die Schweiz unter Handlungsdruckqeraten, dem die EU arrerdings nur zögerrich begegnet. Bereitsheute steht fest, dass die Schweiz umweltrnässig"wäiteres Terrainverloren hat und nun offenbar das gesante Gewiärrt aur einewirtschaftliche Anpassung Iegt. Diä herrschende Rezession trägteiniges zur Verstärkung Oiesär position bei.
Eine Lösung des Dilemmas sorlte bereits bei den bil-ateraren
Verhandlungen ansetzen: Neben den wirtschaftlichen Interessen sindauch die umweltanliegen im verkehrsbereich vol-l_wertig ein-zubringen. Dabei kann es nicht urn die Beibehaltung bästimmter
Massnahmen gehen. Vielmehr ist von den bundesrätlichen umv,relt-zielen im Verkehrsbereich auszugehen und klare Massnahmen solltenzu deren Realisierunq beitragen.
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$3:tt=nemej.nschaft 
Brugg€r, Hanser und partner: Ecosens Aclrpso,

Arbeitsgemeinschaft Brugget, Hanser und partner: umweltrerevanteAuswirkunqen des.europäiÄchen rntegrationsprozesses auf denrndustrie- und Dienstleistungsstanäort schweiz - MethodischeVorstudie, Zürich tgg3

Bericht über die Legisraturplanung Lgg3 1995 vom 25.3.rggz
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Anhang

A-1 Zusammenstellung der bilateralen Strassenverkehrsabkommen -
Marktzugang


